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1. Einführung 

Am 28. Januar 1939 iſt eine Zweite Ver⸗ 
ordnung zur Einheitsbewertung der gewerblichen 
Betriebe und zur Veranlagung der Vermögenſteuer 
und der Aufbringungsumlage erſchienen (RGBl. I 
S. 92, RStöBl. S. 209). Die Verordnung bezeichnet 
ſich als „Zweite“ Verordnung, weil ihr eine ent⸗ 
ſprechende Verordnung vom 27. Dezember 1937 
(RGBl. I S. 1421, RStBl. 1938 S. 1) vorausge⸗ 
gangen iſt. Anweiſungen zu der Zweiten Verordnung 
enthält der Rö⸗Erlaß vom 6. März 1939 S 3106 
— 22 III (RStBl. S. 386). 


2. Einheitsbewertung der gewerblichen Betriebe 

Die letzte allgemeine Feſtſtellung (Hauptfeſt⸗ 
ſtellung) der Einheitswerte für die gewerblichen 
Betriebe iſt auf den 1. Januar 1935 vorgenom⸗ 
men worden. § 21 RBewc d gemäß ſollen die Haupt⸗ 
feſtſtellungen der Einheitswerte der gewerblichen Be⸗ 
triebe aller drei Jahre wiederholt werden. Es wäre 
alſo eine Hauptfeſtſtellung zum 1. Januar 1938 bor- 
zunehmen geweſen. Entſprechend der vom Geſetz vor⸗ 
geſehenen Möglichkeit (§ 21 Abſatz 1 Satz 2 RBewG) 
iſt die Hauptfeſtſtellung durch die Verordnung vom 
27. Dezember 1937 auf den 1. Januar 1939 und jetzt 


8. Wertpapiere, Anteile und Genußſcheine, 


9. Freibeträge und Zuſammenveranlagungen bei 
der Vermögenſteuer, 


10. Vermögenſteuer und Aufbringungsumlage für 
das Rechnungsjahr 1939, 


1. Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1939, 


1 
12. Steuerliche Auswirkungen. 


durch die Zweite Verordnung auf den 1. Januar 
19 40 hinausgeſchoben worden. 


3. Veranlagung der Vermögenſteuer und Aufbrin⸗ 
gungsumlage 

Ahnliches gilt für die allgemeine Veranlagung 
(Sauptperanlagung) der Vermögenſteuer und 
der Aufbringungsumlage. Der letzten Hauptveranla⸗ 
gung iſt der Stand vom 1. Januar 1935 zu⸗ 
grunde gelegt worden. Auch bei der Vermögenſteuer 
und der Aufbringungsumlage ſoll die Hauptveranla⸗ 
gung aller drei Jahre wiederholt werden. Am 
1. Januar 1938 wäre alſo eine Hauptveranlagung 
vorzunehmen geweſen. Sie iſt durch die Verordnung 
vom 27. Dezember 1937 auf den 1. Januar 1939 und 
nunmehr auf den 1. Januar 1 9 40 hinausgeſcho⸗ 
ben worden. 


4. Grundbeſitz und Gewerbeberechtigungen 

Nicht berührt wird durch die Verordnung die Ein- 
heitsbewertung des Grundbeſitzes, alſo der 
land- und fortſtwirtſchaftlichen Betriebe, der Grund⸗ 
ſtücke des Grundvermögens und der Betriebsgrund⸗ 
ſtücke. Auch für dieſe hat die letzte allgemeine Feſt⸗ 
ſtellung (Hauptfeſtſtellung) der Einheitswerte zum 
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1. Januar 1935 ftattgefunden. Das Geſetz ſieht 
für den Grundbeſitz eine Wiederholung der Haupt⸗ 
feſtſtellung nur alle ſechs Jahre vor. Die nächſte 
Hauptfeſtſtellung iſt daher erſt zum 1. Januar 1941 
fällig. Ob ſie dann vorgenommen oder durch beſon⸗ 
dere Verordnung hinausgeſchoben werden wird, ſteht 
dahin. Das gleiche wie für den Grundbeſitz gilt für 
die Gewerbeberechtigungen. 


5. Wertfortſchreibung und Neuveranlagung 


Unberührt bleibt die vom Geſetz vorgeſehene 
Möglichkeit, den Vermögenſtand vom 1. Ja⸗ 
nuar 1939 für die Einheitsbewertung der gewerb⸗ 
lichen Betriebe und die Veranlagung der Vermögen⸗ 
ſteuer und Aufbringungsumlage zugrunde zu legen, 
wenn er von dem bisherigen ab wei cht und die Ab⸗ 
weichung beſtimmte Grenzen überſchrei⸗ 
tet. Weicht der Vermögenſtand von dem bisherigen 
um mehr als ein Fünftel, mindeſtens aber um 
1000 RM ab, ſo iſt für die Einheitswerte der gewerb⸗ 
lichen Betriebe eine We rtfortſchreibung und 
für die Vermögenſteuer und die Aufbringungsumlage 
eine Neuveranlagung für den 1. Januar 1939 
vorzunehmen. 

Für den Grundbeſitz iſt die Möglichkeit der 
Wertfortſchreibung noch erweitert. Liegt eine 
Beſtandsveränderung vor, ſo iſt für den Grundbeſitz 
eine Wertfortſchreibung bereits borzunehmen, wenn 
die Abweichung von dem bisherigen Wert mehr als 
ein Zwanzigſtel, mindeſtens aber 500 RM ausmacht. 

Die für die allgemeine Vermögensfeſtſtellung 
nach dem Stand vom 1. Januar 1935 maßgebenden 
Rechts vorſchriften find auch bei Wertfort⸗ 
ſchreibungen und bei Neuveranlagungen auf den 
1. Januar 1939 anzuwenden. Insbeſondere gelten die 
Durchführungsbeſtimmungen 1935 zum 
Reichsbewertungsgeſetz und zum Bermögenfteuer- 
geſetz. Auch die Vorſchriften über die Bewertung des 
Vermögens der Genoſſenſcha ften (Verordnung 
vom 5. Juli 1935, RGBl. I S. 907, RStBl. S. 995) 
bleiben maßgebend. Aus der Verordnung vom 
27. Dezember 1937 find die Beſtimmungen des & 3 
über die Einſchränkung des Abzugs von 
Steuerſchulden weiterhin zu beachten (Hinweis 
auf Abſchnitt II des Runderlaſſes vom 27. Dezember 
1937 S 3106 — 70 III, RStBl. 1938 S. 1). Die 
Judenvermögensabgabe iſt, ſoweit ſie am 
1. Januar 1939 noch nicht entrichtet war, als Schuld 
zu berückſichtigen. 

Auch alle Verwaltungsanweiſungen, 
die für die Hauptfeſtſtellung und Hauptveranlagung 
zum 1. Januar 1935 ergangen ſind, bleiben von Be⸗ 
ſtand. Für die Behandlung der Penſions⸗ 
kaſſen, ähnlichen Kaſſen und Unterſtützungsfonds 
enthält der Runderlaß vom 15. Dezember 1938 
S 2513 — 40 III / S 3506 — 8 III (R St Bl. S. 1181) 
neue Anordnungen, die bei Vermögensfeſtſtellungen 
auf den 1. Januar 1939 zu beachten find. Für Kaſſen 
und für nichtſelbſtändige Unterſtützungsfonds, die 
am 1. Januar 1936 bereits beſtanden haben, gelten 
die Anordnungen des Runderlaſſes vom 10. Juni 
1936 8 3506 — 39 III (RSt Bl. S. 765) noch mit Wir⸗ 
kung für das Rechnungsjahr 1939. Für Kaſſen, die 
erſt nach dem 1. Januar 1936 gegründet worden ſind, 


gelten mit Wirkung ab dem Rechnungsjahr 1939 die 
$$ 5 bis 7 VStꝰdB 1935 nach Maßgabe der Anord⸗ 
nungen im Abſchnitt 2 a bis c des Runderlaſſes vom 
15. Dezember 1938. 


6. Nachfeſtſtellung und Nachveranlagung 

Bei neu entſtandenen gewerblichen Betrie⸗ 
ben und bei Betrieben, für die ein bisheriger Befrei⸗ 
ungsgrund weggefallen iſt, iſt zum 1. Januar 1939 
eine Nachfeſtſtellung des Einheitswerts vorzunehmen. 
Entſprechend ſind die Vermögenſteuer und die Auf⸗ 
bringungsumlage zum 1. Januar 1939 im Weg der 
Nachveranlagung feſtzuſetzen, wenn die perſönliche 
Steuerpflicht neu begründet worden oder 
ein bisheriger Befreiungsgrund weggefallen iſt oder 
die bisherige beſchränkte Steuerpflicht in eine unbe⸗ 
ſchränkte Steuerpflicht übergeht oder umgekehrt. Auch 
für die Nachfeſtſtellungen und Nachveranlagungen 
gelten die in dem Abſchnitt über die Wertfortſchrei⸗ 
bung und Neuveranlagung genannten Vorſchriften 
und Anweiſungen. 


7. Neuhausbeſitz 

Ab dem 1. April 1939 rückt der mittle re 
Neuhausbeſitz in die Vermögenſteuer⸗ und Auf⸗ 
bringungspflicht ein (Hinweis auf § 14 Abſatz 1 des 
Realſteuerſenkungsgeſetzes vom 1. Dezember 1930, 
RGBl. I S. 582). 

Ebenſo läuft für die Kleinwohnungen 
des neueſten Neuhausbeſitzes die Befrei⸗ 
ung von der Vermögenſteuer und Aufbringungsum⸗ 
lage mit dem 31. März 1939 ab (Hinweis auf $ 12 
Abſatz 6 der Durchführungsverordnung vom 26, Ok⸗ 
tober 1933, RG Bl. I S. 773, RStBl. S. 1121). 

Beſtehen bleibt nur noch die Steuer- 
befreiung für die Eigenheime des 
neueſten Neuhausbeſitzes. 

Für die Grundſtücke des mittleren Neuhausbe⸗ 
ſitzes werden die Einheitswerte im allgemeinen durch 
Nachfeſtſtellung § 23 Abſatz 2 Satz 2 RBew gemäß 
auf den 1. Januar 1939 feſtzuſtellen ſein. War ein 
Grundſtück des mittleren Neuhausbeſitzes nur teil⸗ 
weiſe ſteuerbefreit, fo iſt der volle Einheitswert durch 
Wertfortſchreibung feſtzuſtellen, und zwar ent- 
ſprechend der für Nachfeſtſtellungen geltenden Rege⸗ 
lung ebenfalls auf den 1. Januar 1939 (Hinweis auf 
Teil I Ziffer 6 des Runderlaſſes vom 8. Auguſt 1935 
S 3800 — 530 III, RStBl. S. 1074). 

Die auf den 1. Januar 1939 durch Nachfeſtſtel⸗ 
lung oder Fortſchreibung ermittelten Einheitswerte des 
mittleren Neuhausbeſitzes ſind nach den Grundſätzen 
des § 218 Abſätzen 2 bis 4 AO bei Vermögensfeſtſtel⸗ 
lungen nach dem Stand vom 1. Januar 1939 zu be⸗ 
rückſichtigen. Für die Kleinwohnungen des neueſten 
Neuhausbeſitzes ſind die Einheitswerte im allgemei⸗ 
nen bereits auf einen früheren Zeitpunkt feſtgeſtellt 
worden, da ſie für die Grundſteuer gebraucht wurden. 
Dieſe bereits feſtgeſtellten Einheitswerte ſind bei Ver⸗ 
mögengfeftitellungen auf den 1. Januar 1939 zum 
erſtenmal zu berückſichtigen. Daß ſie ſchon auf 
den 1. Januar 1939 und nicht erſt, wie man aus 
dem Wortlaut des $ 13 Abſatz 2 des Vermögenſteuer. 
geſetzes folgern könnte, für den 1. Januar 1940 zu 
berückſichtigen find, ergibt fi} aus der Erwägung, daß 
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eine Steuerbefreiung nicht über den vorgeſchriebenen 
Zeitraum hinaus gewährt werden darf. Die Rege⸗ 
lung, die im § 23 Abſatz 2 Satz 2 RBewG für die 
Nachfeſtſtellung von Einheitswerten enthalten iſt, 
muß verallgemeinert werden. 

Werden Grundſtücke des mittleren und neuoſten 
Neuhausbeſitzes erſtmalig zur Vermögenſteuer und 
Aufbringungsumlage herangezogen, ſo ſind auch die 
Schulden und Laſten zu berückſichtigen, die in 
wirtſchaftlichem Zuſammenhang mit ſolchen Grund⸗ 
ſtücken ſtehen und bisher nicht abzugsfähig waren 
(88 62 Abſatz 1, 74 Abſatz 2 und 77 Abſatz 3 RBewG). 

Zu einer Wertfortſchreibung des Einheitswerts 
eines gewerblichen Betriebs oder zu einer Neuveran⸗ 
lagung der Vermögenſteuer führt die Berückſichtigung 
der Einheitswerte des mittleren Neuhausbeſitzes und 
der Einheitswerte der Kleinwohnungen des neueſten 
Neuhausbeſitzes auf Grund der beſonderen Vorſchrif⸗ 
ten des § 22 RBewG und des § 13 VSt nur dann, 
wenn der Geſamtwert des Vermögens nach dem 
Stand vom 1. Januar 1939 (nach Abzug der Schul⸗ 
den) gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Vermögen die 
für die Neuveranlagung (Hinweis auf Ziffer 5) vor⸗ 
geſchriebenen Wertgrenzen überſchreitet. 


8. Wertpapiere, Anteile und Genußſcheine 


Für die Bewertung von Wertpapieren gelten auch 
im Fall der Wertfortſchreibung, Neuveranlagung, 
Nachfeſtſtellung oder Nachveranlagung nicht die heu⸗ 
tigen Werte. Auf Grund einer ausdrücklichen Rege⸗ 
lung des Geſetzes bleiben vielmehr die für die 
Hauptfeſtſtellung und die Hauptver- 
anlagung maßgebenden Werte auch für 
ſpätere Feſtſtellungen und Veranlagungen maßgebend 
($ 69 R BewG). Soweit Steuerkurswerte feſtgeſetzt 
worden ſind, bleibt der Steuerkurszettel weiterhin 
maßgebend, der nach dem Stichtag vom 17. Oktober 
1934 aufgeſtellt worden iſt. Für Wertpapiere, An 
teile und Genußſcheine, für die keine Steuerkurs⸗ 
werte beſtehen, find die Wertverhältniſſe vom 31. De⸗ 
zember 1934 zu beachten. Eine Ausnahme von der 
Weitergeltung der früheren Werte beſteht nur für 
ſolche Wertpapiere, Anteile und Genußſcheine, die 
erſt nach dem 31. Dezember 1934 ausgegeben worden 
ſind. Für ſolche Wirtſchaftsgüter iſt der Wert vom 
31. Dezember 1938 bei Wertfortſchreibungen, Neuver⸗ 
anlagungen, Nachfeſtſtellungen und Nachveranlagun⸗ 
gen für den 1. Januar 1939 einzuſetzen. 


9. Freibeträge und Zuſammenveranlagung bei der 
Vermögenſteuer 


Infolge der Verlängerung des Hauptveranla⸗ 
gungszeitraums (§ 2 Satz 2 der Verordnung vom 
27. Dezember 1937) bleiben die Verhältniſſe 
vom 1. Januar 1935 auch hinſichtlich der Frei⸗ 
beträge und der Zuſammenveranlagung im allgemei⸗ 
nen für die Vermögenſteuer des Rechnungsjahrs 1939 
maßgebend. Das bedeutet für diejenigen Steuer⸗ 
pflichtigen einen Vorteil, denen Freibeträge nach dem 
Stand vom 1. Januar 1939 nicht oder nicht mehr in 
der bisherigen Anzahl zuſtehen würden, z. B. weil ein 
Kind volljährig geworden oder geſtorben iſt. Der 
Umſtand, daß der Familienſtand vom 1. Januar 1935 
für ein weiteres Rechnungsjahr maßgebend bleibt, 


bedeutet anderſeits für diejenigen Steuerpflichtigen 
einen Nachteil, die ſich ſeit dem 1. Januar 1935 ver⸗ 
heiratet haben oder deren Kinderzahl ſich ſeit dieſem 
Zeitpunkt vergrößert hat. Dieſer Nachteil muß in 
Kauf genommen werden. Anderungen des Familien⸗ 
ſtandes, die nach dem 1. Januar 1935 vorkommen, 
können erſt bei der nächſten Hauptveranlagung be⸗ 
rückſichtigt werden. Abgeſehen von dem Ausnahme⸗ 
fall des § 5 Abſatz 3 Satz 2 Halbſatz 2 VSt iſt daher 
bei allen Neuveranlagungen zur Vermögenſteuer auf 
den 1. Januar 1939 dem Steuerpflichtigen die gleiche 
Anzahl von Freibeträgen zu gewähren wie bei der 
Hauptveranlagung. Das gilt auch bei der Neuveran⸗ 
lagung von Juden zur Vermögenſteuer. 


Um aber denjenigen Steuerpflichtigen, deren Fa⸗ 
milie ſich ſeit dem 1. Januar 1935 durch die Ge 
burt von Kindern vergrößert hat, eine Vergün⸗ 
ſtigung zu gewähren, hat der Reichsminiſter der 
Finanzen auf Grund des § 131 AO das folgende be- 
ſtimmt: 


Auf Antrag haben die Finanzämter von der 
Vermögenſteuer für das Rechnungsjahr 1989 einen 
Betrag von 50 RM für jedes Kind zu erlaſſen, das 


1. nach dem Beginn des 1. Januar 1935 geboren iſt, 

2. am 1. Januar 1939 zum Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen gehört, 

8. vom Steuerpflichtigen unmittelbar abſtammt. 


Alle drei Vorausſetzungen müſſen nebeneinander 
erfüllt ſein. Die Steuerermäßigung iſt z. B. nicht 
zu gewähren für Adoptiv- und Pflegekinder und 
für Enkelkinder. 


Beiſpiel A: 

Die Eheleute Schulze haben am 20. November 
1935 geheiratet. Ihnen iſt am 3. Dezember 1936 
ein Kind geboren, das am 1. Januar 1939 zu ihrem 
Haushalt gehörte. — Dem Vater iſt die Vermögen⸗ 
ſteuer für das Rechnungsjahr 1939 um 50 RM zu 
ermäßigen. Eine Ermäßigung feiner Vermögen⸗ 
ſteuer auf Grund der Heirat kommt nicht in Be⸗ 
tracht. 


Beiſpiel B: 

Die Ehe der Eheleute Müller iſt Ende 1935 
durch den Tod des Ehemannes aufgelöſt worden, 
nachdem ihnen am 25. Mai 1935 ein Sohn Otto 
geboren war. Im Jahr 1937 heiratete die Witwe 
Müller den Lehmann, der den Stiefſohn Otto 
Müller mit in ſeinen Haushalt aufnahm. Den 
Eheleuten Lehmann wurde am 15. Oktober 1938 
ein Sohn Karl geboren, der ebenſo wie Otto Müller 
am 1. Januar 1939 zum n ermög . 
mann gehörte. — Dem Lehmann iſt die Vermogen⸗ 
ſteuer für das Rechnungsjahr 1939 nur um 50 RM 
für ſeinen Sohn Karl zu ermäßigen. Eine 
Steuerermäßigung für Otto Müller kommt bei 
Lehmann nicht in Betracht, da der Stiefſohn nicht 
von ihm abſtammt. Die Steuerermäßigung für 
Otto ſteht der Mutter zu, weil der Vater Müller 
nicht mehr lebt. Die Steuerermäßigung kann ſich 
nur dann auswirken, wenn Frau Lehmann verwit⸗ 
wete Müller — die nach den Verhältniſſen vom 
1. Januar 1935 noch nicht mit Lehmann zuſammen 


S.280 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 11 / 18. März 1939 


veranlagt iſt — ſelbſtändig Vermögenſteuer zu ent 
richten hat. 


Sind Ehegatten noch nicht zuſammen veranlagt 
und gehören am 1. Januar 1939 ihrem gemeinſchaft⸗ 
lichen Haushalt Kinder an, die aus ihrer Ehe nach 
dem 1. Januar 1935 geboren find, fo iſt die Steuer- 
ermäßigung dem Vater zu gewähren. Kann ſich in 
einem ſolchen Fall die Steuerermäßigung beim 
Vater nicht oder nicht in voller Höhe auswir⸗ 
ken, weil er keine oder nur eine geringe Vermögen⸗ 
ſteuer zu zahlen hat, ſo iſt die Steuerermäßigung 
inſoweit der Mutter zu gewähren. 


Beiſpiel C: 

Die Eheleute Schneider haben im Mai 1935 ge- 
heiratet. Nach den Verhältniſſen vom 1. Januar 
1935 iſt der Ehemann zu einer Vermögenſteuer von 
60 RM fiir jedes Rechnungsjahr, die Ehefrau zu 
einer Vermögenſteuer von 200 RM für jedes Rech⸗ 
nungsjahr veranlagt worden. In jedem der Jahre 
1936, 1937 und 1938 ift den Eheleuten ein Kind 
geboren. Die Kinder gehörten am 1. Januar 1939 
alle zum elterlichen Haushalt. — Dem Ehemann 
Schneider ſtehen auf die Vermögenſteuer des Rech⸗ 
nungsjahrs 1939 Steuerermäßigungen von zu⸗ 
ſammen 150 RM zu. Bei feinem Vermögenſteuer⸗ 
ſoll von nur 60 RM kommen die Steuerermäßi⸗ 
gungen nicht voll zur Auswirkung. In Höhe der 
reſtlichen 90 RM ift daher die Vermögenſteuer der 
Ehefrau Schneider zu erlaſſen. 


Für Kinder, die Juden ſind, kommt die beſondere 
Vergünſtigung der Steuerermäßigung in keinem 
Fall in Betracht. Wegen des Begriffs „Jude“ Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt E I der Veranlagungsrichtlinien 
zur Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer für 1937 
(RStBl. 1938 S. 193). Eine Steuerermäßigung iſt 
außerdem nicht zu gewähren, wenn der Steuerpflich⸗ 
tige bei einer Neuveranlagung in dem Ausnahmefall 
des § 5 Abſatz 3 Satz 2 Halbſatz 2 VSt einen Frei⸗ 
betrag für das Kind bereits erhalten hat. Das gleiche 
gilt, wenn das Kind auf Grund einer Nachveranla- 
gung ſelbſtändig Vermögenſteuer zu entrichten hat. 


Beiſpiel D: 

Den Eheleuten Meier wurden am 20. Auguſt 
1936 die Zwillinge Helga und Hilde geboren, die 
auch am 1. Januar 1989 zum elterlichen Haushalt 
gehörten. Helga hat von ihrem Paten einige 
Wochen nach der Geburt ein Sparkaſſenbuch mit 
einer Einlage von 15 000 RM geſchenkt bekommen 
und iſt daraufhin nach dem Stand vom 1. Januar 
1937 ſelbſtändig zur Vermögenſteuer nachveranlagt 
worden. — Dem Vater Meier iſt die Vermögen⸗ 
ſteuer für das Rechnungsjahr 1939 nur für Hilde 
um 50 RM zu ermäßigen. Eine Ermäßigung auch 
für Helga kommt nicht in Betracht, da für ſie bei 
der Nachveranlagung ein geſetzlicher Freibetrag ge⸗ 
währt worden iſt. 


Die Steuerermäßigung iſt in allen Fällen zu 
gewähren, in denen die oben bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllt ſind. Der Billigkeitserlaß iſt daher 
nicht etwa auf die Fälle von Neuberanlagungen zu 
beſchränken. Die Anordnung der Steuerermäßi⸗ 


gung bezieht ſich nur auf die Vermögenſteuer des 
Rechnungsjahrs 1939. Eine gleiche Ermäßi⸗ 
gung iſt für frühere Rechnungsjahre nicht zu 
gewähren. Der Steuererlaß darf daher das Vermö⸗ 
genſteuerſoll 1939 nicht überſteigen. Die Voraus⸗ 
ſetzung eines Antrags ſoll die Finanzämter von 
der Verpflichtung befreien, von Amts 
wegen nachzuprüfen, in welchen Zällen 
eine Steuerermäßigung zu gewähren iſt. Wenn dem 
Finanzamt bekannt iſt, daß bei einem Steuer⸗ 
pflichtigen die Vorausſetzungen für die Gewährung 
der Steuerermäßigung vorliegen, fo kann es die Er⸗ 
mäßigung der Vermögenſteuer für das Rechnungsjahr 
1939 auch ohne Antrag verfügen. 


10. Vermögenſteuer und Aufbringungsumlage für 
das Rechnungsjahr 1939 


Daß die Vermögenſteuer und die Aufbringungs⸗ 
umlage für den Fall, daß keine Neuveranlagung zum 
1. Januar 1939 ſtattfindet, zunächſt noch nach dem 
bisherigen Vermögenſteuerbeſcheid und Beſcheid über 
die Aufbringungsumlage zu entrichten iſt, ergibt ſich 
bereits aus der Vorſchrift im 8 2 Satz 2 der Verord- 
nung bom 27. Dezember 1937. Danach endet der 
laufende Hauptveranlagungszeitraum für die Vermö⸗ 
genſteuer und für die Aufbringungsumlage nicht mit 
Ablauf des Rechnungsjahrs 1938, ſondern mit Ab⸗ 
lauf des Rechnungsjahrs 1939, alſo am 
31. März 1940. Iſt eine Neuveranlagung der Ver⸗ 
mögenſteuer oder der Aufbringungsumlage für den 
1. Januar 1939 vorgenommen worden, ſo wirkt dieſe 
bereits für die Vermögenſteuer und Aufbringungs⸗ 
umlage ab 1. April 1939. Das gleiche gilt für eine 
Nachveranlagung zum 1. Januar 1939. 


11. Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1939 


Ahnlich iſt die Rechtslage bei der Gewerbeſteuer 
(F 21 Zweite Gewerbeſteuerdurchführungsverord⸗ 
nung). Für die Ermittlung des Gewerbekapitals iſt 
von dem bisherigen Einheitswert des Betriebsvermö⸗ 
gens auszugehen. Iſt für den 1. Januar 1939 eine 
Wertfortſchreibung oder Nachfeſtſtellung vorgenom— 
men worden, fo gilt der dabei feſtgeſtellte Einheits. 
wert bereits für die Gewerbeſteuer des Rechnungs⸗ 
jahrs 1939. Für den Abzug von 3 v. H. des Einheits⸗ 
werts des zum Betriebsvermögen gehörenden Grund- 
beſitzes (§S 9 Ziffer 1 GewStG) bleibt der bisherige 
Einheitswert maßgebend, wenn nicht zum 1. Januar 
1939 eine Wertfortſchreibung vorgenommen wird. 


12. Steuerliche Auswirkungen 

Im allgemeinen bedeutet die Hinausſchiebung 
der Einheitsbewertung der gewerblichen Betriebe und 
der Veranlagung der Vermögenſteuer und Aufbrin⸗ 
gungsumlage einen Vorteil für die Steuer⸗ 
pflichtigen. Infolge des anhaltenden Aufſtiegs 
der Wirtſchaft iſt in den meiſten Fällen eine Vermeh⸗ 
rung des Vermögens eingetreten. Soweit dieſe nicht 
die Grenze von einem Fünftel überſchreitet, kann ſie 
nicht erfaßt werden. Noch bedeutſamer iſt die Nicht⸗ 
erfaſſung der Wertſteigerung, die im Wert der Wert⸗ 
papiere, Anteile und Genußſcheine zwiſchen dem 
17. Oktober oder 31. Dezember 1934 und den ent- 
ſprechenden Tagen des Jahres 1938 eingetreten iſt. 
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Dieſe Wertſteigerungen werden nicht einmal erfaßt, 
wenn die Vorausſetzungen für eine Wertfortſchreibung 
oder eine Neuveranlagung vorliegen. In vielen 
Fällen werden außerdem Freibeträge bei der Veran⸗ 
lagung der Vermögenſteuer gewährt werden, die 
längſt nicht mehr gerechtfertigt ſind. Der auf der an⸗ 
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deren Seite drohenden Benachteiligung einzelner 
Steuerpflichtiger, daß ihnen nicht genügend Frei⸗ 
beträge gewährt werden könnten, hat der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen durch die vorſtehend erwähnten 
Anordnungen über die Gewährung eines Billigkeits⸗ 
erlaſſes im Fall der Geburt von Kindern vorgebeugt. 


Die Lohns teuerdurchtünrungsbestimmungen vom 10. März 1939 


Von Regierungsrat Dr. Oeftering. Berlın, Reicnsfinanzministerium 


nhalt 


1. Einführung; 
Hauptabſchnitt 1 
Die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 

2. Zukunftsſicherungen von Arbeitnehmern (8 2 Abſatz 3 
Ziffer 2 LSt Dh), 

3. Steuerfreie Bezüge auf Grund des Wehrmachtfürſorge⸗ 
und »verſorgungsgeſetzes und des Reichsarbeitsdienſt⸗ 
verſorgungsgeſetzes, 

„Heiratsbeihilfen und Geburtsbeihilfen, 

. Ausfchreibung und Anderung der Lohnſteuerkarte, 

. Kinderermäßigung, 

Sonderausgaben, 2 

. Steuerfreier Betrag für Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin, 

„Außergewöhnliche Belaſtungen, 

. Steuererleichterungen für Kriegsbeſchädigte und ihnen 
gleichgeſtellte Arbeitnehmer, 
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1. Einführung 

Durch das Geſetz zur Anderung des Einkommen- 
ſteuergeſetzes vom 17. Februar 1939 (KG Bl. 1 S. 283) 
iſt das Einkommenſteuergeſetz vom 6. Februar 1938 
weitgehend geändert worden (Hinweis auf den Leit⸗ 
aufſatz von Staatsſekretär Reinhardt DZ 1939 
Nr. 8 und auf die Erläuterungen des Einkommen- 
ſteuer⸗Anderungsgeſetzes von Oberregierungsrat Rogge 
DSt3 1939 Nr. 8). 

Durch 8 6 des Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetzes 
iſt der Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt wor⸗ 
den, das Einkommenſteuergeſetz in neuer Faſſung be- 
kanntzumachen. Bei dieſer Neufaſſung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes mußten insbeſondere die Vorſchriften 
über die Lohnſteuer den durch das Einkommenſteuer⸗ 
Anderungsgeſetz vorgenommenen Anderungen des 
Einkommenſteuerrrechts angepaßt werden. Am 27. Fe⸗ 
bruar 1939 iſt dementſprechend das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz in feiner neuen Faſſung als Einkommenſteuer⸗ 
geſetz 1939 (EStG 1939) bekanntgemacht worden 
(RGBl. 1 S. 297). 

Dieſe Neufaſſung des Einkommenſteuergeſetzes 
konnte nicht ohne Einfluß auf die Beſtimmungen blei⸗ 
ben, die der Durchführung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes dienten. Hinſichtlich des Lohnſteuerabzugs 
kam hier die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Steuerabzugs vom Arbeitslohn (Zweite LStDVO) 
vom 6. Februar 1938 (RGBl. J S. 149) in Betracht. 
Es war dabei zweckmäßig, ſich bei Anpaſſung der zur 
Durchführung des Lohnſteuerabzugs beſtimmten Vor⸗ 
schriften an das neue Einkommenſteuerrecht nicht 
auf die Anderung einzelner Paragraphen oder Ab- 
ſchnitte zu beſchränken, ſondern die geſamten 
Vorſchriften neu zu faſſen. Dadurch wird 
eine größere Überſichtlichkeit und eine 


11. Steuerſätze bei ſonſtigen, neben dem laufenden Arbeits⸗ 
lohn gewährten, insbeſondere einmaligen Bezügen, 

12. Lohnſteuer bei beſchränkter Steuerpflicht, 

13. Überwachung der Lohnſteueranmeldungen, 

14. Lohnſteuerhaftung, 

15. Lohnzettel, 

16. Inkrafttreten der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen; 


Hauptabſchnitt II 
Auswirkung der Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
auf die Steuerkarten 1939 
17. Beſeitigung des ſteuerfreien Betrags wegen Beſchäfti⸗ 
gung einer Hausgehilfin und wegen bisher abzugs⸗ 
fähiger Kirchenſteuer, 
18. Anderung der Tarifvorſchriften. 


ſtraffe Zuſammenfaſſung der dem Lohn- 
ſteuerabzug dienenden Durchführungsbeſtimmungen 
gewährleiſtet. Außerdem war es dadurch möglich, ſolche 
Anderungen der Durchführungsbeſtimmungen 
vorzunehmen, die zwar nicht unmittelbar durch die 
Anderungen des Einkommenſteuerrechts bedingt 
waren, die ſich aber auf Grund der Verwaltungspraxis 
und auf Grund der Entwicklung der Verhältniſſe als 
notwendig erwieſen. Dementſprechend wurden 
alle dem Steuerabzug vom Arbeitslohn dienenden 
Durchführungsvorſchriften einheitlich zuſammengefaßt 
in den Lohnſteuerdurchführungsbeſtim ⸗ 
mungen (St DB) vom März 191339) 
Die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen ſind im 
RGBl. 1 S. 449 und im RStBl. S. 409 abgedruckt. 


Bei der Ausſchreibung der Steuer ⸗ 
karten für das Kalender jahr 1939 konn- 
ten die Vorſchriften der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen (z. B. hinſichtlich der Beſcheinigung der 
Steuergruppen, hinſichtlich der Beſeitigung des Haus⸗ 
gehilfinnenprivilegs uſw.) noch nicht beachtet wer 
den. Es mußten deshalb Beſtimmungen getroffen 
werden, die ſich mit der Berichtigung der Steuertarten 
für das Kalenderjahr 1939 befaſſen. Dieſe nur für den 
Übergang zum neuen Lohnſteuerrecht erforder⸗ 
lichen Verwaltungsanordnungen ſind in dem Roc 
Erlaß vom 10. März 1939, RStBl. S. 428, zuſammen⸗ 


gefaßt. 


Da das neue Lohnſteuerrecht grundſätzlich am 
1. April 1939 in Kraft tritt, iſt es erforderlich, 
daß ſich alle beim Lohnſteuerabzug beteiligten Per⸗ 
ſonen (Arbeitgeber und ihre Vertreter, Arbeitnehmer, 
Angehörige der Reichsfinanzverwaltung) mit den 
neuen Vorſchriften ſofort vertraut machen. In den 
folgenden Ausführungen ſollen die wichtigſten Ande⸗ 
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rungen des Lohnſteuerrechts gegenüber dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand beſprochen und erläutert 
werden. 


Hauptabſchnitt I 
Die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 


2. Zukunftsſicherungen von Arbeitnehmern ($ 2 Ab- 
ſatz 3 Ziffer 2 LSt D) 

Im Rahmen der modernen Geſtaltung der be⸗ 
trieblichen Fürſorge für die Gefolgſchaftsmitglieder 
nimmt die Zukunftsſicherung der Arbeitnehmer gegen 
Tod, Krankheit, Alter und Invalidität eine über⸗ 
ragende Stellung ein. Ihr Weſen beſteht darin, daß 
in großem Umfang von den Arbeitgebern Beiträge zu 
Verſicherungs⸗ und Verſorgungseinrichtungen zugun⸗ 
ſten der Gefolgſchaftsmitglieder geleiſtet werden. Die 
Verſicherungs⸗ (Verſorgungs.) Einrichtungen gewäh⸗ 
ren dann im Verſicherungsfall die entſprechenden Lei— 
ſtungen an die Arbeitnehmer. Die lohnſteuerliche 
Behandlung der Arbeitgeberbeiträge zu dieſen Ein- 
richtungen iſt bisher nicht ausdrücklich im Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz oder in der Zweiten LSIDVLO geregelt 
geweſen. Die ſteuerlich bedeutſamen Grundſätze ſind 
allmählich durch die Verwaltung und Rechtſprechung 
entwickelt und durch das Schrifttum vertieft worden. 
Dabei machte ſich der Mangel einer ausdrücklichen ge⸗ 
jeglichen Regelung fühlbar. Im 8 2 Abſatz 3 Ziffer 2 
StD iſt deshalb zum erſtenmal eine ausdrückliche 
Regelung des geſamten Fragenkreiſes getroffen wor⸗ 
den. Dieſe Regelung bringt nichts grundſätzlich Neues, 
ſondern lehnt ſich weitgehend an die bisherige Ver⸗ 
waltungspraxis an. Sie ſoll ein feſter Ausgangspunkt 
für die Beantwortung aller Fragen ſein, die mit der 
ſteuerlichen Behandlung der Zukunftsſicherungen von 
Arbeitnehmern zuſammenhängen. Neu iſt aber die 
Beſtimmung, daß bei Pauſchalverſicherungen die Pau— 
ſchalleiſtung des Arbeitgebers auf die Zahl der begün⸗ 
ſtigten Arbeitnehmer aufzuteilen iſt. § 2 Abſatz 3 
Ziffer 2 StB lautet: 


Zum Arbeitslohn gehören: 


„2. Ausgaben, die ein Arbeitgeber leiſtet, um einen 
Arbeitnehmer oder dieſem naheſtehende Per- 
ſonen für den Fall der Krankheit, der Inva⸗ 
lidität, des Alters oder des Todes ſicherzuſtellen 
(Zukunftsſicherung), auch wenn auf die Lei⸗ 
ſtungen aus der Zukunftsſicherung kein Rechts ⸗ 
anſpruch beſteht. Vorausſetzung iſt, daß der 
Arbeitnehmer der Zukunftsſicherung ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend zuſtimmt. Iſt bei 
Zukunftsſicherung für mehrere Arbeitnehmer 
oder dieſen naheſtehende Perſonen (Sammelver- 
ſicherung, Pauſchalverſicherung) der für den ein⸗ 
zelnen Arbeitnehmer geleiſtete Teil der Aus- 
gaben nicht in anderer Weiſe zu ermitteln, ſo 
ſind die Ausgaben nach der Zahl der geſicherten 
Arbeitnehmer auf dieſe aufzuteilen. Nicht zum 
Arbeitslohn gehören Ausgaben für die Zu⸗ 
kunftsſicherung, die auf Grund geſetzlicher Ver- 
pflichtung geleiſtet werden oder die nur dazu 
dienen, dem Arbeitgeber die Mittel zur Leiſtung 
einer dem Arbeitnehmer zugeſagten Verſorgung 
zu verſchaffen (Rückdeckung des Arbeitgebers).“ 


3. Steuerfreie Bezüge auf Geund des Wehrmachtfür⸗ 
forge- und ⸗verſorgungsgeſetzes und des Reichs- 
arbeitsdienſtverſorgungsgeſetzes 


Seit Verkündung der Zweiten LSt duo iſt das 
Verſorgungsrecht weiter entwickelt worden. Am 26. Au⸗ 
guſt 1938 iſt das Wehrmachtfürſorge⸗ und vverſor⸗ 
gungsgeſetz und am 8. September 1938 das Reichs⸗ 
arbeitsdienſtverſorgungsgeſetz erlaſſen worden. Beide 
Geſetze enthalten neue Fürſorge⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge, die ihrem Weſen nach nicht zum ſteuerpflichti⸗ 
gen Arbeitslohn gehören. Durch Runderlaß vom 
29. November 1938 war deshalb alsbald nach Verkün⸗ 
dung des Wehrmachtfürſorge⸗ und verſorgungsgeſetzes 
angeordnet worden, daß gewiſſe Bezüge, die nach die⸗ 
ſem Geſetz gewährt werden, nicht der Lohnſteuer unter⸗ 
liegen. Die Anordnungen dieſes Erlaſſes ſind nun⸗ 
mehr in die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
eingearbeitet worden. Dabei konnte auch gleichzeitig 
die Steuerfreiheit der entſprechenden Bezüge auf 
Grund des Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetzes an⸗ 
geordnet worden. Die erforderlichen Anordnungen 
enthält die neue Ziffer 1 des 8 6 SStB. Dieſe 
Ziffer lautet: 


Zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören außer⸗ 
dem nicht: 


„1. die Fürforge- und Verſorgungsbezüge nach dem 
Wehrmachtfürſorge- und »verſorgungsgeſetz und 
nach dem Reichsarbeitsdienſtverſorgungsgeſetz, 
und zwar: 


a) die auf Grund der Dienſtzeitfürſorge und »ver- 
ſorgung gewährten Bekleidungsbeihilfen, Ab⸗ 
findungen, laufenden Unterſtützungen, Dienſt⸗ 
belohnungen, Übergangsbeihilfen und Kapi⸗ 
talabfindungen, 

die auf Grund der Beſchädigtenfürſorge und 
werſorgung gewährte Heilfürſorge und die 
Verſehrtengelder, Übergangsunterſtützungen, 
Renten für Arbeitsverwendungsunfähige, 
Pflegezulagen, Blindenzulagen und Kapital⸗ 
abfindungen, 

e) die auf Grund der Hinterbliebenenfürſorge 
gewährten Sterbegelder an die Hinterbliebe- 
nen der Empfänger von Verſehrtengeld, von 
libergangsunterſtützung, von Rente für Ar⸗ 
beitsverwendungsunfähige und von Pflege⸗ 
oder Blindenzulage ſowie die Beſtattungs⸗ 
gelder, 

die auf Grund der Hinterbliebenenverſor— 
gung gewährten Witwen- und Waiſenrenten, 
Unterhaltsbeiträge aus Witwenrente, Wit⸗ 
wenabfindungen aus Witwenrente, und die 
Elternrenten, 

die Kinderzuſchläge, ſoweit ſie zu den nach 
den Buchſtaben a bis d ſteuerfreien Bezügen 
gezahlt werden und die Umzugsentſchädi⸗ 
gungen.“ 


b 


— 


d 


— 


— 


e 


Durch die Einfügung der neuen Ziffer 1 ſind die 
bisherigen Ziffern des $ 6 um eine Stelle nachgerückt, 
d. h. aus Ziffer 2 wurde Ziffer 3, aus Ziffer 3 Zif⸗ 
fer 4 uſw. 
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4. Heiratsbeihilfen und Geburtsbeihilfen 

Die Steuerfreiheit von Heiratsbeihilfen war bis⸗ 
her im § 6 Ziffer 11 der Zweiten LSt DO, die 
Steuerfreiheit von Geburtsbeihilfen im § 6 Ziffer 12 
der Zweiten LSLDVO geregelt. Die Steuerfreiheit 
von Heiratsbeihilfen hing davon ab, daß es ſich um 
eine Heiratsbeihilfe an eine Arbeitnehmerin 
handelte, und daß dieſe alsbald aus dem Dienſtver⸗ 
hältnis ausſchied. Dieſe Vorausſetzungen waren des⸗ 
halb gefordert worden, weil das Ausſcheiden weiblicher 
Arbeitnehmer aus ihren Arbeitsplätzen und die Über- 
laſſung dieſer Arbeitsplätze an arbeitsloſe Männer ge⸗ 
fördert werden ſollte. Sie waren ihrem Weſen nach 
nur ſolange gerechtfertigt, als es in Deutſchland Ar⸗ 
beitsloſigkeit gab. Heute beſteht kein zwingender 
Grund mehr, die Steuerfreiheit von Heiratsbeihilfen 
von dem Ausſcheiden der Empfängerin aus ihrem 
Arbeitsplatz abhängig zu machen. Es beſteht auch kein 
zwingender Grund mehr, die Steuerfreiheit auf Hei⸗ 
ratsbeihilfen an Arbeitnehmerin nen zu beſchränken. 
Es iſt bevölkerungspolitiſch geboten, auch künftig eine 
Steuerfreiheit von Heiratsbeihilfen vorzuſehen, dieſe 
aber nicht mehr auf Arbeitnehmer innen zu beſchrän⸗ 
ken und ſie auch nicht mehr von einer Aufgabe des 
Arbeitsplatzes abhängig zu machen. § 6 Ziffer 12 
Buchſtabe a LStꝰDB ſieht daher künftig allgemein 
eine Steuerfreiheit von Heiratsbeihilfen vor, wenn 
die einzelne Beihilfe den Betrag von 600 RM nicht 
überſteigt. Es iſt einerlei, ob der Empfänger ein Ar⸗ 
beitnehmer oder eine Arbeitnehmer in iſt. Der Höchſt⸗ 
betrag von 600 RM ſwar auch ſchon bisher vorgeſehen. 
Ein Ausſcheiden aus dem Dienſtverhält⸗ 
nis wird nicht gefordert. Dadurch iſt zugleich eine 
Vereinfachung erreicht; die nicht immer einfache Nach⸗ 
prüfung der einzelnen Vorausſetzungen des $ 6 Zif⸗ 
fer 11 der Zweiten LSIDVO fällt weg. § 6 Ziffer 12 
Buchſtabe a lautet nunmehr: 


Zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören nicht 
„12. die folgenden Beihilfen: 


a) Beihilfen, die an Arbeitnehmer anläßlich 
ihrer Verheiratung gezahlt werden (Heirats⸗ 
beihilfen), wenn die einzelne Beihilfe den Be⸗ 
trag von 600 RM nicht überſteigt und keiner 
der Ehegatten Jude iſt.“ 


Nach $ 6 Ziffer 12 der Zweiten LStDVO waren 
auch laufende Geburtsbeihilfen an Arbeitnehme- 
rinnen unter gewiſſen Vorausſetzungen ſteuer frei. 
Zu dieſen Vorausſetzungen gehörte, daß die laufenden 
Geburtsbeihilfen während der letzten ſechs Wochen 
vor und der erſten drei Wochen nach der Geburt 
des Kindes gewährt wurden. Die ſoziale Entwicklung 
und der bevölkerungspolitiſche Gedanke rechtfertigen 
es, laufende Geburtsbeihilfen auch dann ſteuerfrei zu 
laſſen, wenn fie während der erſten ſechs (ſtatt bis- 
her drei) Wochen nach der Geburt gewährt werden. 
Im übrigen iſt § 6 Ziffer 12 der Zweiten LStDVO 
der Sache nach unverändert geblieben. Seine Vor⸗ 
ſchriften bilden aber jetzt nicht mehr eine beſondere 
Ziffer im Rahmen des 8 6, ſondern ſchließen ſich als 
$ 6 Ziffer 12 Buchſtabe b der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen den Vorſchriften über die Steuerfrei⸗ 
heit von Heiratsbeihilfen unmittelbar an (8 6 Ziffer 12 
Buchſtabe a LSt DB). Dadurch wird ein beſonders 


enger Zuſammenhang der Vorſchriften über Heirats⸗ 
beihilfen und Geburtsbeihilfen gewährleiſtet. 


5. Ausſchreibung und Anderung der Lohnſteuerkarten 


Schon nach bisherigem Lohnſteuerrecht mußten 
die Behörden, die die Steuerkarten auszuſchreiben 
haben, nach Maßgabe des Vordrucks der Steuerkarte 
beſcheinigen, welcher ſteuerliche Familienſtand 
bei dem Arbeitnehmer gegeben und durch den Arbeit⸗ 
geber zu beachten war. Die Beſcheinigung des Fami⸗ 
lienſtands erfolgt nach den Angaben in der Haus⸗ 
haltsliſte anläßlich der jährlich ſtattfindenden 
Perſonenſtandsaufnahme. 


Die Entwicklung des Einkommenſteuertarifs hat 
aus bevölkerungspolitiſchen Gründen und aus Grün⸗ 
den des Laſtenausgleichs zu fortgeſetzten Verfeinerun⸗ 
gen und Verbeſſerungen geführt. Deshalb iſt es prak⸗ 
tiſch nicht möglich, im Rahmen der Perſonenſtandsauf⸗ 
nahme alle Fragen zu ſtellen, die die Behörde in die 
Lage verſetzen würden, jeden ſteuerlich vorkommen⸗ 
den Familienſtand von Amts wegen ſofort bei 
Ausſchreibung der Steuerkarte zu beſcheinigen. Eine 
ſolche umfaſſende Frageſtellung würde die Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme übermäßig belaſten und deren be⸗ 
ſchleunigte Auswertung verzögern. Auf Grund viel⸗ 
jähriger Erfahrung iſt daher ſchon bisher vorgeſehen 
geweſen, daß bei der Perſonenſtandsaufnahme nur die 
wichtigſten Fragen nach dem ſteuerlich maßgeben⸗ 
den Familienſtand geſtellt werden, d. h. daß nur nach 
den wichtigſten familien rechtlichen Grundtat⸗ 
beſtänden (ledig, verheiratet, verwitwet, geſchie⸗ 
den, Zahl der Kinder) gefragt wurde. Nur dieſe 
Grundtatbeſtände wurden dann von Amts 
wegen ſofort bei Ausſchreibung der Steuerkarte 
beſcheinigt. 


Es war ſchon nach bisherigem Lohnſteuerrecht 
vorgeſehen, daß beſonders gelagerte fami⸗ 
lienrechtliche Verhältniſſe, die ſich als Ausnahme 
von dem familienrechtlichen Grundtatbeſtand darſtell⸗ 
ten (Ausnahmetatbeſtand) nicht von Amts 
wegen bei Ausſchreibung der Steuerkarte beſcheinigt 
wurden. Es hatte ſich als zweckmäßig erwieſen, daß 
bei dieſen Ausnahmetatbeſtänden der be⸗ 
troffene Arbeitnehmer, auf deſſen Steuerkarte zunächſt 
nur ſein familienrechtlicher Grundtatbeſtand beſchei⸗ 
nigt iſt, durch beſonderen Antrag bei der Gemeinde⸗ 
behörde nachträglich eine Anderung ſeiner Steuer- 
karte herbeiführte. Deshalb war z. B. im $ 18 Abſatz 2 
der Zweiten LSt DO u.a, vorgeſehen, daß bei Ar⸗ 
beitnehmern, die nach den Eintragungen auf der 
Steuerkarte verwitwet oder geſchieden ſind 
(Grundtatbeſtand), dann auf Antrag der Ver⸗ 
merk „Gilt für die Lohnſteuer als verheiratet“ ein⸗ 
getragen wurde, wenn aus einer früheren Ehe ein 
nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt (Ausnahme— 
tatbeſtand). 

Es gibt Fälle, in denen der Ausnahmetatbeſtand 
fo einfach gelagert ilt, daß es gar keiner Berichtigung 
der Steuerkarte bedarf, ſondern der Arbeitgeber be- 
reits aus den Merkmalen der Steuerkarte ohne weite⸗ 
res erkennen kann, daß ein Ausnahmetatbeſtand in 
dieſem Sinn gegeben iſt. Dies trifft z. B. bei ledigen 
männlichen Arbeitnehmern, die das 65. Lebensjahr 


S.284 Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28 Jahrg. / Nr.11 / 18 März 1939 


vollendet haben, zu. Solche Männer waren bisher lohn⸗ 
ſteuerlich als verheiratet (Spalte 4 der bisheri⸗ 
gen Lohnſteuertabelle) zu behandeln. Die Vollendung 
des 65. Lebensjahrs iſt ohne weiteres aus dem Ge⸗ 
burtstag, der auf der Steuerkarte vermerkt iſt, zu er⸗ 
ſehen. Deshalb beſtimmte § 34 der Zweiten LSt DV O, 
daß ſolche ledigen Männer, die das 65. Lebensjahr 
vollendet hatten, von der Vollendung dieſes Lebens— 
jahrs ab ohne weiteres durch den Arbeitgeber 
ſteuerlich als verheiratet behandelt werden durften, 
auch wenn auf ihrer Steuerkarte „ledig“ vermerkt 
war. In dieſen Fällen bedurfte es nicht der Ein- 
tragung des Vermerks „Gilt für die Lohnſteuer als 
verheiratet“ auf der Steuerkarte. 


Zuſammenfaſſend läßt ſich ſagen, daß die 
Grundtatbeſtände des Familienſtands von 
Amts wegen bei Ausſchreibung der Steuer— 
karten berückſichtigt wurden (§ 7 der Zweiten Lohn⸗ 
ſteuerdurchführungsverordnung), und daß die Aus- 
nahmetatbeſtände je nach ihrem Inhalt ent- 
weder durch eine Berichtigung der Steuer- 
karte ($ 18 der Zweiten LStDVO) oder ohne 
ſolche Berichtigung durch den Arbei tgeber (8 34 
der Zweiten LSDBHO) berückſichtigt wurden. 


Durch die Neufaſſung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes und die Anpaſſung dieſes Geſetzes an das Ein- 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſetz vom 17. Februar 1939 
iſt auch der für die Lohnſteuer maßgebende Fami 
lienſtand weitgehend beeinflußt worden (Bildung 
von Steuergruppen, darunter einer neuen Steuer- 
gruppe II. Erhöhung der Steuerbeträge der Steuer⸗ 
gruppe I). Hinweis auf den Leitaufſatz von Staats⸗ 
ſekretär Reinhardt DStZ 1939 Nr. 8 und wegen der 
Einzelheiten auf Rogge DSLZ 1939 Nr. 8 und Rogge⸗ 
Oeftering DStZ 1939 Nr. 9, 


Trotz dieſer weitgehenden ſachlich-rechtlichen Ande⸗ 
tungen war es möglich, für die Technik des Lohn— 
ſteuerabzugs und für die formelle Ausgeſtaltung 
der Lohnſteuerkarten und des Lohnſteuerabzugsver⸗ 
fahrens die bisherige verſchiedene Behandlung der 
familienrechtlichen Grundtatbeſtände und 
Ausnahmetatbeſtände beizubehalten. 


Die neuen Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmun⸗ 
gen ſehen daher drei techniſche Möglichkei— 
ten für die lohnſteuerliche Berückſichtigung des maß⸗ 
gebenden Familienſtands vor: 


1. die Beſcheinigung der familienrecht⸗ 
lichen Grundtatbeſtände von Amts 
wegen bei Ausſchreibung der Lohn⸗ 
ſteuerkarte. Dieſe Fälle ſind im $ 7 Abſätze 4 
bis 9 geregelt; 


2. die Berückſichtigung familienredt- 
licher Ausnahmetatbeſtände durch 
eine entſprechende Anderung (Er- 
gänzung) der Lohnſteuerkarte. Dieſe 
Fälle ſind im § 18 geregelt; 

3. die Berückſichtigung familienredt- 
licher Ausnahmetatbeſtände durch 
den Arbeitgeber ohne Anderung der 
Lohnſteuerkarte. Dieſe Fälle find im 8 34 
Abſätze 2 und 3 geregelt. 


Zu Ziffer 1: 

Für die Beſcheinigung der familienrechtlichen 
Grundtatbeſtände kommen alle Tatbeſtände in Be⸗ 
tracht, die ſich ohne weiteres auf Grund der Eintra— 
gungen in der Haushaltsliſte anläßlich der Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme ergeben. Dabei ſind für die Beſcheini⸗ 
gung der Steuergruppe und bei Steuergruppe IV für 
die Beſcheinigung der Zahl der Kinder und anderen 
Angehörigen wie bisher die Verhältniſſe am S tich⸗ 
tag der Perſonenſtands aufnahme 
(10. Oktober) vor Beginn des Ralender- 
jahrs maßgebend. Die Beſcheinigung der Steuer⸗ 
gruppen und der Zahl der Kinder und anderen An— 
gehörigen hat in Worten (nicht in Zahlen) zu ge⸗ 
ſchehen. Für Juden gilt aus techniſchen Gründen 
die Beſonderheit, daß bei ihnen alle ſteuerlich bedeut⸗ 
ſamen Familienverhältniſſe von Amts we gen 
ſofort bei Ausſchreibung der Lohnſteuer⸗ 
karte beſcheinigt werden, ſoweit bei Inden überhaupt 
noch der Familienſtand ſteuerlich berückſichtigt werden 
kann. Bei Juden werden daher von Amts wegen 
nicht nur die familienrechtlichen Grund tat⸗ 
beſtände, ſondern auch alle familienrechtlichen Aus- 
nah me tatbeſtände beſcheinigt. Für Juden kommt 
daher, abgeſehen von 87 Abſatz 8 letzter Satz LSIDR, 
eine Anderung der Lohnſteuerkarte oder eine von der 
Lohnſteuerkarte unabhängige Berückſichtigung ihres 
Familienſtands durch den Arbeitgeber nicht in Be⸗ 
luft 5 7 Abſätze 4 bis 9 Std lautet daher 
ünftig: 


5%) Die Gemeindebehörde hat dem Vordruck 
der Lohnſteuerkarte entſprechend, jeweils in Wor- 
ten, die Steuergruppe und bei Steuergruppe IV 
die Zahl der beim Lohnſteuerabzug zu berückſichti⸗ 
genden Perſonen nach Maßgabe der Abſätze 5 bis 9 
zu beſcheinigen. 

(5) Die Steuergruppe! iſt bei allen nicht ver⸗ 

heirateten (auch bei verwitweten und geſchiedenen) 
Arbeitnehmern zu beſcheinigen, vorausgeſetzt, daß 
auf der Lohnſteuerkarte keine Kinderermäßigung 
(Abſatz 7) zu vermerken iſt. Dabei ſind Arbeitneh- 
mer, deren Ehe für nichtig erklärt iſt, als geſchieden 
anzuſehen. 
6) Die Steuergruppe II it bei verheirateten 
Arbeitnehmern zu beſcheinigen, aus deren Ehe ein 
Kind nicht hervorgegangen iſt, obwohl die Ehe län— 
ger als fünf volle Kalenderjahre beſtanden hat. Die 
Steuergruppe III iſt bei verheirateten Arbeitneh- 
mern zu beſcheinigen, deren Ehe noch nicht fünf 
volle Kalenderjahre beſtanden hat. Als verheiratet 
ſind auch dauernd getrennt lebende Ehegatten an— 
zuſehen. Vorausſetzung für die Beſcheinigung der 
Steuergruppe II oder III iſt, daß auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte keine Kinderermäßigung (Abſatz 7) zu 
vermerken iſt. 

(7) Bei Arbeitnehmern mit Kinderermäßi⸗ 
gung iſt die Steuergruppe IV und die Zahl der 
zum Haushalt des Arbeitnehmers gehörigen Per⸗ 
ſonen, für die Kinderermäßigung zuſteht ($ 8 Ab⸗ 
füge 1 und 4), zu beſcheinigen. 


(8) Bei Juden iſt die Steuergruppe IV zu 
beſcheinigen, wenn fie nichtjüdiſche eheliche Abkömm⸗ 
linge oder nichtjüdiſche Stiefkinder haben, bei denen 
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die Vorausſetzungen des 8 8 Abſätze 1 bis 3 erfüllt 
find. Sind die Vorausſetzungen des § 8 bei dieſen 
Abkömmlingen oder Stiefkindern nachträglich (aber 
vor dem Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme) 
weggefallen (z. B. durch Tod des Abkömmlings 
oder Stiefkinds), ſo iſt die Steuergruppe III zu be⸗ 
ſcheinigen. In allen anderen Fällen iſt bei Juden 
die Steuergruppe! zu beſcheinigen. Sind bei Juden 
die Vorausſetzungen für die Beſcheinigung der 
Steuergruppe IV nach dem Stichtag der Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme (Abſatz eingetreten, ſo iſt die 
Lohnſteuerkarte auf Antrag durch die Gemeinde⸗ 
behörde entſprechend zu ergänzen. 

(9) Für die Beſcheinigung der Steuergruppe und 
bei Steuergruppe IV der Zahl der beim Lohnſteuer⸗ 
abzug zu berückſichtigenden Perſonen (Abſätze 5 
bis 8 und 8 8) find unbeſchadet der Vorſchriften der 
88 17 und 18 die Verhältniſſe am Stichtag der Per⸗ 
ſonenſtandsaufnahme vor Beginn des Kalender- 
jahrs maßgebend.“ 


Zu Ziffer 25 

Eine Anderung der Lohnſteuerkarte kann zunächſt 
unter dem Geſichtspunkt in Betracht kommen, daß die 
Lohnſteuerkarte von der Behörde nach den am Stich⸗ 
tag der Perſonenſtandsaufnahme gegebenen Verhält⸗ 
niſſen nochweislich un richtig ausgeſtellt worden iſt. 
Iſt das der Fall, ſo ergibt ſich der Anſpruch des Ar⸗ 
beitnehmers auf entſprechende Berichtigung der 
Steuerfarte aus § 17 StB. Dieſer lautet: 


„(!) Die Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte dürfen nicht ohne ausdrückliche Befugnis durch 
den Arbeitnehmer, den Arbeitgeber oder andere 
Perſonen geändert oder ergänzt werden. 


(2) Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte, die 
nachweislich unrichtig ſind, ſind jederzeit auf An⸗ 
trag durch die Behörde, die die Eintragung vor⸗ 
genommen hat, zu ändern.“ 


Eine Anderung der Lohnſteuerkarte kann aber 
auch unter dem Geſichtspunkt erforderlich werden, 
daß ſich nach dem Stichtag der Perſonenſtands⸗ 
aufnahme die familienrechtlichen Verhältniſſe des 
Arbeitnehmers geändert haben und dieſe Anderung 
lohnſteuerlich von Bedeutung iſt. Dazu gehören 
3. B. die Fälle, daß ein am Stichtag der Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme lediger Steuerpflichtiger (Steuer⸗ 
gruppe I) im Laufe des Kalenderjahrs heiratet und 
er infolgedeſſen in die Steuergruppe III kommt. In 
dieſen Fällen handelt es ſich um einen familien- 
rechtlichen Ausnahmetatbeſtand, der von 
dem auf der Lohnſteuerkarte von Amts wegen beſchei⸗ 
nigten Grundtatbeſtand abweicht. Deshalb iſt in 
ſolchen Fällen die Lohnſteuerkarte entſprechend zu er⸗ 
ganzen. Die Berichtigung erfolgt dann durch die Be⸗ 
hörde, die die Lohnſteuerkarte ausgeſchrieben hat, d. h. 
in der Regel durch die Gemeindebehörde (ausnahms⸗ 
weiſe durch eine der im $ 13 LSIDB aufgeführten 
Stellen). Die Ergänzung der Lohnſteuerkarte in 


dieſen Fällen iſt im 8 18 prä b 
regelt. Dieſe lauten: ſätze 1 und 2 ESt ge 


„) Die zunächſt nach § 7 Abſätze 1 bis 7 
und 9 auf der Lohnſteuerkarte beſcheinigte Steuer⸗ 
gruppe und die Zahl der beſcheinigten Perſonen 


werden auf Autrag durch die Behörde, die die Lohn⸗ 
ſteuerkarte ausgeſchrieben hat (in den Fällen des 
Abſatzes 6 durch das Finanzamt), ergänzt, wenn 
eine der Vorausſetzungen gegeben iſt, die in den 
Abſätzen 2 bis 6 vorgeſchrieben ſind. Hat der 
Arbeitnehmer nach Ausſchreibung der Lohnſteuer⸗ 
karte ſeinen Wohnſitz verlegt, ſo iſt die Gemeinde⸗ 
behörde (in den Fällen des Abſatzes 6 das Finanz 
amt) des neuen Wohnſitzes berechtigt und verpflich⸗ 
tet, die in den Abſätzen 2 bis 6 vorgeſehenen Ergän⸗ 
zungen vorzunehmen. 

(2) Weiſt ein Arbeitnehmer, auf deſſen Lohn: 
ſteuerkarte die Steuergruppe! oder II beſcheinigt iſt, 
nach, daß er infolge Eheſchließung nicht in Steuer⸗ 
gruppe I oder II, ſondern in Steuergruppe III fällt 
(8 7 Abſatz 6), oder weiſt ein Arbeitnehmer, auf 
deſſen Lohnſteuerkarte die Steuergruppe I, II, III 
oder IV beſcheinigt iſt, nach, daß bei ihm Steuer⸗ 
gruppe IV anzuwenden und die Zahl der beim 
Steuerabzug zu berückſichtigenden minderjährigen 
Kinder oder anderen minderjährigen Angehörigen, 
die zu feinem Haushalt gehören (§ 8 Abſätze 1 
und 4), nach dem Stichtag der Perſonenſtandsauf⸗ 
nahme größer geworden iſt als die auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte vermerkte Zahl, ſo iſt die Lohnſteuer⸗ 
karte entſprechend zu ergänzen.“ 


Eine Anderung der Lohnſteuerkarte iſt ſchließlich 
auch in den Fällen erforderlich, in denen familien⸗ 
rechtliche Ausnahmetatbeſtände gegeben ſind, die nicht 
ohne weiteres der Haushaltsliſte entnommen 
werden können und deshalb nicht zu den familien⸗ 
rechtlichen Grundtatbeſtänden gehören. Hier⸗ 
her gehören z. B.: 


1. die Fälle, daß ein Arbeitnehmer minderjährige 
Kinder oder andere minderjährige Angehörige auf 
ſeine Koſten unterhält und erzieht, ohne daß die 
Kinder oder Angehörigen zu ſeinem Haushalt ge⸗ 
hören oder daß auf Koſten eines Arbeitnehmers 
volljährige Kinder oder andere volljährige Ange⸗ 
hörige im Alter von nicht mehr als 25 Jahren für 
einen Beruf ausgebildet werden; 


2. die Fälle, in denen aus der früheren Ehe verwit ; 
weter oder geſchiedener Männer ein nichtjüdiſches 
Kind hervorgegangen iſt, das nicht auf der Steuer⸗ 
karte beſcheinigt iſt, oder in denen weibliche Arbeit- 
nehmer ein nichtjüdiſches Kind geboren haben; 

3. die bedeutſamen Beſtimmungen, daß 
Arbeitnehmer, deren Ehe länger als fünf Jahre 
kinderlos geblieben iſt, entgegen der Regel nicht in 
Steuergruppe II, ſondern in Steuergruppe III 
fallen, wenn ihr Einkommen vorausſichtlich in dem 
Kalenderjahr, für das die Lohnſteuerkarte ausge⸗ 
ſchrieben worden iſt, den Betrag von 1 800 RM 
nicht überſteigen wird. Auch die im § 5 des Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſetzes vom 17. Februar 
1939 getroffene übergangsregelung für 
kinderlos verheiratete Ehepaare, 
deren Einkommen im Kalenderjahr nicht mehr als 
12 000 RM betragen hat und bei denen einer der 
Ehegatten bis zum Ende des Kalenderjahres 1938 
das 55. Lebensjahr vollendet hat, wird durch Be⸗ 
richtigung der Lohnſteuerkarte berückſichtigt. Zu⸗ 
ſtändig zur Berichtigung iſt in den letzteren beiden 
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Fällen das Finanzamt, weil dieſes die maß⸗ 
gebenden Eintommensgrenzen beſſer ermitteln 
kann als die Gemeindebehörde. 


§ 18 Abſätze 3 bis 6 lauten: 


„(3) Weiſen Arbeitnehmer, auf deren Lohn⸗ 
ſteuerkarte die Steuergruppe I, II, III oder IV be⸗ 
ſcheinigt iſt, nach, daß minderjährige Kinder oder 
andere minderjährige Angehörige, die nicht zu 
ihrem Haushalt gehören, auf ihre Koſten unter⸗ 
halten und erzogen werden (8 8 Abſätze 2 und 4), 
oder daß volljährige Kinder oder andere volljährige 
Angehörige (§ 8 Abſätze 3 und 4) im Alter von 
nicht mehr als 25 Jahren auf ihre Koſten für einen 
Beruf ausgebildet werden (§ 8 Abſatz 3), fo iſt auf 
der Lohnſteuerkarte außer der Steuergruppe IV 
die Zahl dieſer Kinder oder anderen Angehörigen 
zu beſcheinigen. Der Antrag kann vor der Aus- 
ſchreibung der Lohnſteuerkarte nach dem Stichtag 
der Perſonenſtandsaufnahme geſtellt werden. 

(4) Weiſen Arbeitnehmer, auf deren Lohn— 
ſteuerkarte Steuergruppe I beſcheinigt iſt, nach, daf 
ſie früher wegen eines nichtjüdiſchen Stiefkinds 
Kinderermäßigung gehabt haben, ſo iſt auf der 
Lohuſteuerkarte die Steuergruppe III zu beſcheini⸗ 
gen. Das gleiche gilt für verwitwete oder geſchie⸗ 
dene Männer, aus deren Ehe ein nichtjüdiſches 
Kind hervorgegangen iſt, und für weibliche Arbeit- 
nehmer, die ein nichtjüdiſches Kind geboren haben, 
wenn auf der Lohnſteuerkarte Steuergruppe I be⸗ 
ſcheinigt war. Das gleiche gilt auch für Vollwaiſen, 
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und ſich in der Ausbildung für einen Beruf befin- 
den, wenn auf der Lohnſteuerkarte Steuergruppe I 
beſcheinigt war. 

(5) Weiſen Arbeitnehmer, auf deren Lohn— 
ſteuerkarte die Steuergruppe II beſcheinigt iſt, nach, 
daß ein Ehegatte früher wegen eines nichtjüdiſchen 
Stiefkinds Kinderermäßigung gehabt hat, oder daß 
der andere Ehegatte das 65. Lebensjahr vollendet 
hat, oder daß aus einer früheren Ehe eines Ehe⸗ 
gatten ein nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt, 
oder daß die Ehefrau ein nichtjüdiſches Kind ge ; 
boren hat, fo iſt auf der Lohnſteuerkarte die Steuer- 
gruppe III zu beſcheinigen. 

(6) Machen Arbeitnehmer, auf deren Lohn- 
ſteuerkarte die Steuergruppe II beſcheinigt iſt, 
glaubhaft, daß ihr Einkommen vorausſichtlich in 
dem Kalenderjahr, für das die Lohnſteuerkarte aus- 
geſchrieben worden iſt, den Betrag von 1 800 RM 
nicht überſteigen wird, oder daß ihr Einkommen 
im Kalenderjahr 1937 nicht mehr als 12 000 RM 
betragen hat und einer der Ehegatten vor dem 
2. Januar 1884 geboren iſt, ſo hat das Finanzamt 
des Wohnſitzes des Arbeitnehmers auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte die Steuergruppe III zu beſcheinigen.“ 


Zu Ziffer 3: 

Unter gewiſſen Vorausſetzungen geſchieht die Be- 
rückſichtigung familienrechtlicher Ausnahmetatbeſtände 
durch den Arbeitgeber, ohne daß es 
einer Ergänzung der Lohnſteuerkarte bedarf. Es 
handelt ſich hier um ſolche Fälle, in denen auf 
der Lohnſteuerkarte eines Arbeitnehmers zwar die 
Steuergruppe I beſcheinigt iſt, in denen aber der 


Arbeitgeber ohne weiteres aus dem Geburtstag auf 
der Lohnſteuerkarte erſehen kann, daß die alters⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen dafür vorliegen, um eine 
andere Steuergruppe (II oder III) anzuwenden. Das 
gleiche gilt für Arbeitnehmer, auf deren Lohnſteuer⸗ 
karte zwar die Steuergruppe II beſcheinigt iſt, aber 
der Arbeitgeber ohne weiteres aus dem auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte vermerkten Geburtstag erſehen kann, daß 
der Arbeitnehmer die altersmäßigen Vorausſetzungen 
für die Anwendung der Steuergruppe III erfüllt. Es 
wäre in dieſen Fällen formaliſtiſch, wenn man ſolche 
Arbeitnehmer zwingen würde, ihre Lohnſteuerkarte 
durch die Gemeindebehörde ergänzen zu laſſen. Es 
kann hier dem Arbeitgeber zugemutet werden, eine 
von den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte ab- 
weichende Lohnſteuerberechnung von ſich aus vor— 
zunehmen. Eine ähnliche Verpflichtung des Arbeit⸗ 
gebers war auch ſchon nach § 34 Abſatz 3 der Zweiten 
StD O vorgeſehen. § 34 Abſätze 2 und 3 St DB 
lautet nunmehr wie folgt: 

„(2) Iſt auf der Lohnſteuerkarte die Steuer- 
gruppe ! beſcheinigt, fo hat der Arbeitgeber — ab- 
weichend von Abſatz 1 — 

1. die Steuergruppe II anzuwenden bei weiblichen 
nichtjüdiſchen Arbeitnehmern von der Lohnzah⸗ 
lung ab, die auf die Vollendung des 50. Lebens⸗ 
jahrs erfolgt, bis zur Vollendung des 65. Le⸗ 
bensjahrs, 

2. die Steuergruppe III anzuwenden bei männ- 
lichen und weiblichen nichtjüdiſchen Arbeitneh- 
mern von der Lohnzahlung ab, die auf die Voll⸗ 
endung des 65. Lebensjahres folgt. 


(3) Iſt auf der Lohnſteuerkarte die Stener- 
gruppe II beſcheinigt, fo hat der Arbeitgeber — ab- 
meichend von Abſatz 1 — bei nichtjüdiſchen Arbeit⸗ 
nehmern von der Lohnzahlung ab, die auf die Voll 
endung des 65. Lebensjahrs folgt, die Steuer- 
gruppe III anzuwenden.“ 


6. Kinderermäßigung 


Durch das Einkommenſteuer-Anderungsgeſetz 
vom 17. Februar 1939 und die dadurch herbeigeführte 
Anderung der $$ 32 und 39 EStG iſt der Kreis der 
Perſonen, für die Kinderermäßigung in Betracht 
kommt, weſentlich erweitert worden. Wegen der 
Einzelheiten Hinweis auf den Leitaufſatz von Staats- 
ſekretär Reinhardt DStZ 1939 Nr. 8. Die ſachlich⸗ 
rechtlichen Vorſchriften über die Kinderermäßigung 
waren bisher im 8 8 der Zweiten LSt DO enthalten. 
Dieſe Vorſchriften mußten dem neuen Rechtszuſtand 
angepaßt werden. Deshalb lautet $ 8 StD jetzt: 


„(1 Dem unbeſchränkt lohnſteuerpflichtigen 
Arbeitnehmer (8 1 Abſatz 1) ſteht für minderjährige 
Kinder und für andere minderjährige Angehörige, 
die zu feinem Haushalt gehören, Kinderermäßi⸗ 
gung zu, und zwar auch dann, wenn die Kinder 
oder anderen Angehörigen eigene Einkünfte be⸗ 
ziehen. Zum Haushalt des Arbeitnehmers gehören 
minderjährige Kinder oder andere Angehörige 
dann, wenn ſie bei einheitlicher Wirtſchaftsführung 
unter Leitung des Arbeitnehmers deſſen Wohnung 
teilen oder ſich mit ſeiner Einwilligung außerhalb 
ſeiner Wohnung nicht zu Erwerbszwecken, ſondern 
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zu Zwecken der Erziehung oder Ausbildung im In⸗ 
land oder Ausland aufhalten. Dieſe Vorausſetzung 
iſt z. B. erfüllt bei minderjährigen Angehörigen 
des Reichsarbeitsdienſtes bis zum außerplanmäßi⸗ 
gen Truppführer (bis zur außerplanmäßigen Ge⸗ 
hilfin) einſchließlich und bei Wehrmachtsangehöri⸗ 
gen bis zum Gefreiten (bei Fahnenjunkern bis zum 
Oberfähnrich) einſchließlich. Leben beide Ehegatten 
zuſammen, fo gelten die Kinder oder anderen An- 
gehörigen als zum gemeinſamen Haushalt gehörig. 
Kinderermäßigung ſteht dann, wenn beide Ehe⸗ 
gatten in einem Dienſtverhältnis ſtehen, ſowohl 
dem Ehemann als auch der Ehefrau zu. Leben die 
Ehegatten dauernd getrennt oder ſind ſie geſchieden, 
ſo ſteht die Kinderermäßigung dem Ehegatten zu, 
zu deſſen Haushalt die Kinder oder anderen An⸗ 
gehörigen gehören. Werden in dieſem Fall die 
Kinder oder anderen Angehörigen überwiegend auf 
Koſten des anderen Ehegatten unterhalten und er⸗ 
zogen, ſo ſteht auch dieſem Ehegatten Kinderermäßi⸗ 
gung zu (Abſatz 2). 

(2) Dem unbeſchränkt lohnſteuerpflichtigen 
Arbeitnehmer ($ 1 Abſatz 1) ſteht auch für minder⸗ 
jährige Kinder und für andere minderjährige An⸗ 
gehörige, die nicht zu ſeinem Haushalt gehören, 
Kinderermäßigung zu, wenn ſie überwiegend auf 
ſeine Koſten unterhalten und erzogen werden. 


(3) Dem unbeſchränkt lohnſteuerpflichtigen 
Arbeitnehmer (§1 Abſatz 1) wird auf Antrag Kin⸗ 
derermäßigung für volljährige Kinder und für 
andere volljährige Angehörige gewährt, die über⸗ 
wiegend auf Kuſten des Arbeitnehmers unterhalten 
und für einen Beruf ausgebildet werden und das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als Be⸗ 
rufsausbildung gilt auch die Ausbildung in der 
Hauswirtſchaft gegen Lehr- oder Schulgeld, die Zu⸗ 
gehörigfeit zum Reichsarbeitsdienſt (bis zum außer⸗ 
planmäßigen Truppführer oder bis zur außer⸗ 
planmäßigen Gehilfin einſchließlich) und die Zu⸗ 
gehörigkeit zur Wehrmacht (bei Fahnenjunkern bis 
zum Oberfähnrich einſchließlich und bei anderen 
Wehrmachtsangehörigen bis zum Gefreiten ein⸗ 
ſchließlich). Sind die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
währung der Kinderermäßigung bei einem Ehe⸗ 
gatten erfüllt, ſo wird die Kinderermäßigung auch 
dem anderen Ehegatten gewährt, wenn beide Ehe⸗ 
gatten in einem Dienftverhältnis ſtehen und fie 
nicht dauernd getrennt leben. 


(4) Kinder und andere Angehörige im Sinn 
dieſer Vorſchriften ſind diejenigen Perſonen, die 
unter § 25 Abſatz 3 Ziffern 3 bis 6 fallen und 
keine Juden ſind. 


(5) Sind die Vorausſetzungen der Abſätze 2 
und 3 weggefallen, fo iſt der Arbeitnehmer ver ⸗ 
pflichtet, innerhalb eines Monats die Berichtigung 
ſeiner Lohnſteuerkarte zu beantragen. Kommt er 
dieſer Verpflichtung nicht nach, fo iſt die Berichti⸗ 
gung von Amts wegen vorzunehmen. Der Arbeit⸗ 
nehmer hat zu dieſem Zweck die Lohnſteuerkarte der 
Gemeindebehörde auf Verlangen vorzulegen.“ 


Bei dieſer Faſſung ſind die folgenden Punkte 
hervorzuheben: Eine Haushaltszugehörig⸗ 
keit war bisher bei Angehörigen des Reichsarbeits⸗ 


dienſtes bis zum außerplanmäßigen 
Truppführer einſchließlich angenommen 
worden ($ 8 Abſatz 1 Satz 3 der Zweiten LSt DO). 
Dieſe Vorſchrift war auf den männlichen Reichs⸗ 
arbeitsdienſt zugeſchnitten. Nunmehr iſt Haushalts- 
zugehörigkeit auch bei Angehörigen des (weiblichen) 
Reichsarbeitsdienſtes bis zur außerplanmäßi⸗ 
gen Gehil fin einſchließlich gegeben. Die gleiche 
Erweiterung iſt auch hinſichtlich des Begriffs der 
Berufsausbildung vorgenommen worden. 
Als Berufsausbildung im Sinn von § 8 Abſatz 3 
Satz 2 gilt deshalb künftig die Zugehörigkeit zum 
Reichsarbeitsdienſt bis zum außerplanmäßigen 
Truppführer oder bis zur außerplanmäßi⸗ 
gen Gehil fin einſchließlich. 


Neu iſt auch die im $ 8 Abſatz 5 vorgeſehene 
Berichtigungs verpflichtung. Dieſer Be⸗ 
richtigungsverpflichtung liegt der Gedanke zugrunde, 
daß für die Unterhaltsgewährung an nicht haushalts⸗ 
zugehörige Kinder oder andere Angehörige oder für 
die übernahme der Berufsausbildungskoſten bei voll⸗ 
jährigen Kindern oder anderen volljährigen Angehö⸗ 
rigen erhebliche Steuerermäßigungen (Kinderermäßi⸗ 
gungen) gewährt werden. Bei der Veranlagung 
hängen dieſe Steuerermäßigungen davon ab, daß der 
Steuerpflichtige den Unterhalt im Veranlagungszeit⸗ 
raum überwiegend, mindeſtens aber 
vier Monate lang, getragen hat, oder daß der 
Steuerpflichtige die Koſten der Berufsausbildung im 
Veranlagungszeitraum überwiegend, min ⸗ 
deſtens aber vier Monate, getragen hat. 
Nach der Technik des Lohnſteuerabzugs iſt es 
nicht möglich, dieſe bei der Veranlagung geltenden 
Vorausſetzungen unverändert zu übernehmen. Ander⸗ 
ſeits kann es aber für die Gewährung der ſteuerlichen 
Erleichterungen nicht ausreichen, daß der Steuer⸗ 
pflichtige nur ganz kurze Zeit, etwa nur am Stich⸗ 
tag der Perſonenſtandsaufnahme, die Unterhaltskoſten 
oder Berufsausbildungskoſten für ein Kind oder 
einen anderen Angehörigen getragen hat. Deshalb 
ſieht 8 8 Abſatz 5 LSt DB vor, daß ein Arbeitnehmer, 
auf deſſen Lohnſteuerkarte wegen Unterhalts- oder 
Berufsausbildung von Kindern oder anderen Ange⸗ 
hörigen Steuergruppe IV und die entiprechende Per⸗ 
ſonenzahl vermerkt find, feine Steuerkarte berich⸗ 
tigen laſſen muß, wenn die Vorausſetzungen dafür, 
z. B. die Unterhaltsgewährung oder die Tragung der 
Berufsausbildungskoſten, nachträglich wegge⸗ 
fallen find. Der Arbeitnehmer hat einen Monat 
Zeit, um dieſe Berichtigung herbeizuführen. Kommt 
er ſeiner Berichtigungsverpflichtung nicht nach ſo iſt 
die Berichtigung von Amts wegen durchzufüh- 
ren. Der Arbeitnehmer haftet für die Lohnſteuer, die 
deshalb zu wenig einbehalten worden ift, weil er ſeine 
Berichtigungsverpflichtung nicht erfüllt hat. Bis 
her war eine ſolche Berichtigungsverpflichtung bei 
Tragung der Berufsausbildungskoſten für volljäh⸗ 
rige, aber noch nicht 25 Jahre alte Kinder noch 
nicht vorgeſehen. 


7. Sonderausgaben 

Durch 8 1 Ziffer 1 Buchſtabe a des Einkommen- 
ſteuer⸗Anderungsgeſetzes vom 17. Februar 1939 iſt 
bekanntlich die Abzugsfähigkeit eines ſteuerfreien Be⸗ 
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trags wegen Beſchäftigung einer Hausgehilfin und 
die Abzugsfähigkeit der Kirchenſteuern als Sonder⸗ 
ausgaben beſeitigt worden. Dem iſt § 20 LSt DB 
angepaßt worden. Dabei mußten auch die bisherigen 
Beſtimmungen im § 20 Abſatz 4 der Zweiten 
LSIDVD, in denen der Höchſtbetrag der zu berück⸗ 
ſichtigenden Sonderausgaben vorgeſehen war, geän⸗ 
dert werden. Denn dieſe Höchſtbeträge erhöhten ſich, 
wenn auf der Steuerkarte des Arbeitnehmers Kinder 
vermerkt waren. Da jetzt auf der Lohnſteuerkarte 
eines Arbeitnehmers außer Kindern auch andere An⸗ 
gehörige vermerkt werden können, wenn der Arbeit- 
nehmer überwiegend für ihren Unterhalt ſorgt oder 
überwiegend die Koſten ihrer Berufsausbildung be— 
ſtreitet, mußten auch die Beſtimmungen über die 
Höchſtbeträge für Sonderausgaben der neuen Rechts⸗ 
lage angepaßt werden. § 20 Abſätze 3 und 4 Std 
lauten daher künftig wie folgt: 


„(3) Sonderausgaben find: 


1. Schuldzinſen und auf befonderen Verpflichtungs⸗ 
gründen beruhende Renten und dauernde Laſten, 
die weder Betriebsausgaben oder Werbungs- 
koſten ſind, noch mit Einkünften in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhang ſtehen, die bei der Be— 
ſteuerung des Einkommens außer Betracht 
bleiben; 


2. Beiträge und Verſicherungsprämien zu Kranken-, 
Unfall-, Haftpflicht-, Angeitellten-, Invaliden⸗ 
und Erwerbsloſenverſicherungen, zu Verſicherun⸗ 
gen auf den Lebens- oder Todesfall und zu 
Witwen-, Waiſen⸗, Verforgungs- und Sterbe- 
kaſſen; 

3. Beiträge an Bauſparkaſſen zur Erlangung von 
Baudarlehen. 


(4) Unter Abſatz 3 Ziffern 2 und 3 fallen Bei- 
träge und Verſicherungsprämien des Arbeitnehmers 
für ſich, ſeine nicht dauernd von ihm getrennt 
lebende Ehefrau, feine nichtjüdiſchen minderjährigen 
Kinder und anderen Angehörigen im Sinn des 8 8 
Abſätze 1 und 4, die zu ſeinem Haushalt gehören, 
und für ſeine nichtjüdiſchen volljährigen Kinder im 
Sinn des § 8 Abſätze 3 und 4. Beiträge und Ver- 
ſicherungsprämien an ſolche Verſicherungsunter⸗ 
nehmen und Bauſparkaſſen, die weder ihre Ge- 
ſchäftsleitung noch ihren Sitz im Inland haben, 
ſind nur dann zu berückſichtigen, wenn dieſen Unter⸗ 
nehmen die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb im In⸗ 
land erteilt iſt. Die zu berückſichtigenden Sonder⸗ 
ausgaben nach Abſatz 3 Ziffern 2 und 3 dürfen zu⸗ 
ſammen den Jahresbetrag von 500 Reichsmark 
nicht überſteigen. Dieſer Betrag erhöht ſich um 

300 RM für die nicht dauernd getrennt lebende 

Ehefrau, 

300 RM für den erſten Angehörigen, 

400 RM für den zweiten Angehörigen, 

600 RM für den dritten Angehörigen, 

800 RM für den vierten Angehörigen, 

je 1000 RM für den fünften und jeden weiteren 

Angehörigen. 

Die Erhöhung für die Angehörigen hängt davon 
ab, daß es fi) um nichtjüdiſche minderjährige Kin⸗ 
der oder andere Angehörige im Sinn des § 8 Ab- 


ſätze 1 und 4, die zum Haushalt des Arbeitnehmers 
gehören, oder um volljährige Kinder im Sinn des 
§ 8 Abſätze 3 und 4 handelt.“ 


8. Steuerfreier Betrag für Beſchäftigung einer Haus- 
gehilfin 

Die 55 23 und 24 der Zweiten LSt dd, in 
denen die Eintragung eines ſteuerfreien Betrags 
wegen Beſchäftigung einer Hausgehilfin geregelt war, 
ſind in den Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen ge⸗ 
ſtrichen. Die Reihenfolge der übrigen Paragraphen 
wird dadurch nicht berührt. 


9. Außergewöhliche Belaſtungen 


Nach § 25 Abſatz 2 der Zweiten LSDVO und 
§ 25 Abſatz 2 LStDo kommen als außergewöhnliche 
Belaſtungen auch Aufwendungen in Betracht, die 
durch den Unterhalt von Kindern oder von bedürfti⸗ 
gen ſonſtigen Angehörigen des Arbeitnehmers 
oder ſeiner Ehefrau erwachſen, auch wenn die Kinder 
oder ſonſtigen Angehörigen nicht zum Haushalt des 
Arbeitnehmers zählen. Welche Perſonen als „An⸗ 
gehörige“ in Betracht kommen, war in § 25 Ab— 
fat 3 der Zweiten LSIDVO beſtimmt, der inhaltlich 
dem 8 10 StAnpG entſprach. Durch § 2 des Einkom— 
menſteuer-Anderungsgeſetzes iſt $ 10 StAnp® in ſei⸗ 
nen Ziffern 3 und 4 erweitert worden. Dieſer Rechts- 
lage mußte § 25 Abſatz 3 LSt d angepaßt werden. 
$ 25 Abſatz 3 LStDB lautet daher wie folgt: 


„(3) Angehörige im Sinn des Abſatzes 2 Zif⸗ 
fer 1 ſind: 

1. der Verlobte; 

2. der Ehegatte, auch wenn die Ehe nicht mehr be- 
ſteht; 

3. Verwandte in gerader Linie und Verwandte 
zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie, 
und zwar auch, wenn die Verwandtſchaft auf 
einer unehelichen Geburt beruht; 

4. Verſchwägerte in gerader Linie und Verſchwä⸗ 
gerte zweiten Grades in der Seitenlinie. Das 
gilt auch, 

a) wenn die Ehe, die die Schwägerſchaft begrün- 
det hat, nicht mehr beſteht (für nichtig erklärt 
oder aufgelöſt worden iſt), 

b) wenn die Schwägerſchaft auf einer unehe- 
lichen Geburt beruht; 

5. durch Annahme an Kindes Statt in gerader 
Linie Verbundene; 

6. Pflegeeltern und Pflegekinder.“ 


Die Erweiterung des Kreiſes der Perſonen, fiir 
die eine Kinderermäßigung in Betracht kommt, ver⸗ 
anlaßte eine Anpaſſung der Vorſchriften über die 
Sonderbelaſtungsmindeſtgrenze an die 
neue Rechtslage. Dieſe Vorſchriften waren bisher im 
§ 25 Abſatz 4 der Zweiten LSt DO enthalten. Danach 
war die Sonderbelaſtungsmindeſtgrenze verſchieden 
hoch, je nachdem es ſich um Arbeitnehmer ohne 
Kinder oder um Arbeitnehmer mit Kindern 
handelte. Nach $ 25 Abſatz 4 LStDoy iſt nunmehr die 
Sonderbelaſtungsgrenze verſchieden hoch, je nachdem 
es ſich um Arbeitnehmer handelt, bei denen keine 
Angehörigen, ein oder zwei Angehörige, 
drei oder vier Angehörige, fünf oder mehr An- 
gehörige zu berückſichtigen ſind. Zu berückſichtigen 
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find dabei nur ſolche Angehörigen im Sinn des 825 
Abſatz 3 Ziffern 3 bis 6 StD, für die dem Arbeit» 
nehmer Kinderermäßigung zuſteht oder auf Antrag 
gewährt wird (§ 8; Hinweis auf Abſchnitt 6). Voll⸗ 
jährige Kinder, die ganz oder überwiegend auf Koſten 
des Arbeitnehmers unterhalten werden, ſind auch 
dann zu berückſichtigen, wenn für ſie Kinderermäßi⸗ 
gung nicht in Betracht kommt. Im übrigen ſind die 
Hundertſätze des Einkommens, die für das Vorliegen 
einer außergewöhnlichen Belaſtung bedeutſam ſind, 
gegenüber bisher unverändert geblieben. 


10. Steuererleichterungen für Kriegsbeſchädigte und 
ihnen gleichgeſtellte Arbeitnehmer 


Schon bisher waren im 8 26 der Zweiten Lohn⸗ 
ſteuerdurchführungsverordnung gewiſſe ſteuerfreie 
Beträge für Werbungskoſten, Sonderausgaben und 
außergewöhnliche Belaſtungen vorgeſehen, die ohne 
weiteres bei Kriegsbeſchädigten und ihnen gleich⸗ 
geſtellten Arbeitnehmern anzuwenden waren. Seit 
Erlaß der Zweiten LSIDVO find das Wehr— 
machtfürſorge⸗ und verſorgungsgeſetz 
und das Reichsarbeitsdienſtverſor⸗ 
gungsgeſetz verkündet worden. Es war erforder- 
lich, die auf Grund dieſer neuen Geſetze verſorgungs⸗ 
berechtigten Perſonen ähnlich wie Kriegsbeſchädigte 
ſteuerlich zu begünſtigen. Dabei war aber zu beachten, 
daß die Verſorgungsbezüge auf Grund dieſer Geſetze 
nach Verſehrtengeldſtufen (Verſehrtengeld⸗ 
ſtufe I. IL, III) gewährt werden, und daß in dieſen 
Geſetzen u. a, eine Rente für Arbeitsver- 
wendungsunfähige und eine Blinden- 
zulage vorgeſehen iſt. Dieſe neuen Geſichtspunkte 
mußten daher in den § 26 StD eingebaut werden. 
Hinſichtlich der ſteuerfrei bleibenden Beträge hat ſich 
nichts geändert. Dagegen iſt durch ausgiebige Ver⸗ 
wendung von Tabellen dafür geſorgt worden, daß 
die im Einzelfall ſteuerfrei bleibenden Beträge beſon⸗ 
ders leicht abzuleſen ſind. Die bisher geſonderte Auf⸗ 
führung von öſterreichiſchen und deutſchen 
Staats angehörigen, die der früheren 
öſterreichiſch-ungariſchen Wehrmacht 
angehört haben und nach dem öſterrei⸗ 
chiſchen Invalidenentſchädigungsge⸗ 
ſetz verſorgt werden, iſt im Hinblick auf die 
ſtaatsrechtliche Entwicklung ſeit der Wiedervereini⸗ 
gung Oſterreichs mit dem Reich entbehrlich ge- 
worden (bisher § 26 Abſatz 1 letzter Abſatz der Zwei⸗ 
ten LSt DO). Das gleiche gilt für die geſonderte 
Aufführung der deutſchen und öſterreichi⸗ 
ſchen Kriegerwitwen, deren Ehemänner der 
früheren öſterreichiſch-ungariſchen Wehrmacht angehört 
haben, und die nach dem öſterreichiſchen Invaliden⸗ 
entſchädigungsgeſetz verſorgt wurden (bisher § 26 
Abſatz 4 letzter Satz der Zweiten LSt DO). 


11. Steuerſätze bei ſonſtigen, neben dem laufenden 
Arbeitslohn gewährten, insbeſondere einmaligen 
Bezügen 
835 der Zweiten LSIDVO gemäß waren befon- 

dere Steuerſätze (feſte Hundertſätze des Arbeitslohns) 

für die Bezüge vorgeſehen, die ein Arbeitnehmer 
neben dem laufenden Arbeitslohn aus demſelben 

Dienſtverhältnis erhält. Dieſe Steuerſätze waren ver⸗ 


ſchieden hoch, je nachdem es ſich um einen ledigen Ar⸗ 
beitnehmer, einen verheirateten Arbeitnehmer ohne 
Kinder oder einen Arbeitnehmer mit Kindern han⸗ 
delte. Nach 8 1 Ziffer 2 Buchſtaben o und d des Ein⸗ 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſetzes vom 17. Februar 
1939 ſind bei den Steuerbeträgen der Steuergruppe 1 
(Spalte 3 der Einkommenſteuertabelle) gewiſſe Er⸗ 
höhungen eingetreten. Außerdem wurde eine neue 
Steuergruppe II geſchaffen, deren Steuerbeträge 
niedriger als die Steuerbeträge der Steuergruppe I 
ſind, und zwar um die Hälfte des Unterſchieds, der 
zwiſchen den Steuerbeträgen der Steuergruppen I 
und III beſteht. Es war deshalb erforderlich, die 
Steuerſätze des § 35 der Zweiten LSt DO der neuen 
Rechtslage anzupaſſen. § 35 Abſatz 1 LSIDB lautet 
daher künftig wie folgt: 

„(J) Erhält ein unbeſchränkt ſteuerpflichtiger 
Arbeitnehmer (§ 1 Abſatz 1) neben dem laufenden 
Arbeitslohn aus demſelben Dienſtverhältnis ſonſtige, 
insbeſondere einmalige Bezüge (3. B. Tantiemen, 
Gratifikationen uſw.), ſo wird für dieſe Bezüge die 
Lohnſteuertabelle nicht angewendet. Die Lohnftener 
von den ſonſtigen Bezügen beträgt: 


1. bei einem Arbeitnehmer, auf deſſen Lohnſteuer⸗ 
karte Steuergruppe I beſcheinigt iſt, ohne daß die 
Vorausſetzungen des § 34 Abſatz 2 gegeben find, 
oder bei Nichtvorlegung der Lohnſteuerkarte ($ 37 
Abſat ß 3 18 vom Hundert; 

2. bei einem Arbeitnehmer, auf deſſen Lohnſteuer⸗ 
karte Steuergruppe II beſcheinigt iſt, ohne daß 
die Vorausſetzungen des § 34 Abſatz 3 gegeben 
ſind, und bei einer Arbeitnehmerin, bei der die 
Vorausſetzungen des § 34 Abſatz 2 Ziffer 1 ge⸗ 
geben find, . Ru 14 vom Hundert; 

3. bei einem Arbeitnehmer, auf deſſen Lohnſteuer⸗ 
karte Steuergruppe III beſcheinigt iſt, oder bei 
dem die Vorausſetzungen des § 34 Abſatz 2 Bif- 
fer 2, Abſatz 3 gegeben find, .. 10 vom Hundert; 

4. bei einem Arbeitnehmer, auf deſſen Lohnſteuer⸗ 
karte Steuergruppe IV beſcheinigt iſt, bei Kinder⸗ 
ermäßigung für 

eine Perſon 

zwei Perſonen 
drei Perſonen . 3 vom Hundert, 
mehr als drei Perſonen. 1 vom Hundert. 


Bei der Berechnung der Lohnſteuer iſt der nicht auf 
volle Reichsmark lautende Arbeitslohn auf den 
nächſten vollen Reichsmarkbetrag nach unten abzu⸗ 
runden.“ 


8 vom Hundert, 
6 vom Hundert, 


12. Lohnſteuer bei beſchränkter Steuerpflicht 


8 50 Abſatz 4 Satz 2 EStG 1939 gemäß beſtimmt 
der Reichsminiſter der Finanzen die Höhe der Lohn⸗ 
ſteuer bei beſchränkter Steuerpflicht. Die entſpre⸗ 
chenden Beſtimmungen enthält $ 40 der Zweiten 
StVO (nunmehr 8 40 SSt B). Durch § 40 Ab⸗ 
ſatz 3 Ziffer 1 der Zweiten LSt DO war erſtmals 
auch bei beſchränkter Steuerpflicht eine Verückſichti⸗ 
gung des tatſächlich gegebenen Familienſtandes des 
Arbeitnehmers dann vorgeſehen, wenn es ſich um 
Bezüge aus inländiſchen öffentlichen 
Kaſſen einſchließlich der Kaſſen der Deutſchen 
Reichsbahn und der Reichsbank handelte, die an 
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deutſche Reichs angehörige gezahlt werden. 
Der Arbeitgeber war in dieſem Fall berechtigt, den 
ihm bekannten Familienſtand des Arbeitnehmers der 
Lohnſteuerberechnung zugrunde zu legen. Die Vor⸗ 
ausſetzung, daß es ſich bei den Arbeitnehmern um 
deutſche Reichs angehörige handeln mußte, 
hat ſich nicht bewährt. An dieſem Erfordernis hält 
daher § 40 Abſatz 3 Ziffer 1 LStD nicht mehr feſt. 
Dieſe Vorſchrift, die an Stelle von $ 40 Abſatz 3 
Ziffer 1 der Zweiten LSt DO getreten iſt und gleich- 
zeitig die erforderlichen Anpaſſungen an die neu— 
geſchaffenen Steuergruppen enthält, lautet deshalb 
nunmehr wie folgt: 


„(3) Die Lohnſteuer bemißt ſich unbeſchadet 
der Vorſchrift des § 39 Abſatz 1 Ziffer 2: 


1. wenn es ſich um Bezüge aus inländiſchen öffent⸗ 
lichen Kaſſen, einſchließlich der Kaſſen der Deut- 
ſchen Reichsbahn und der Reichsbank, handelt, 
nach der Steuergruppe (Spalten 3 bis 15 der 
Lohnſteuertabelle), die nach den dem Arbeitgeber 
bekannten Verhältniſſen für den Arbeitnehmer 
mahnebend iſt (88 7, 8, 18, 34 und 35). Der 
Arbeitnehmer iſt berechtigt, die für die An- 
wendung der Steuergruppe maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe dem Arbeitgeber durch eine amtliche 
Beſcheinigung nachzuweiſen“. 


Wurde bei beſchränkter Steuerpflicht der Arbeits⸗ 
lohn bisher aus privaten öffentlichen Kaſſen gezahlt, 
ſo war eine Mindeſtlohnſteuer in Höhe von 
10 v. H. des Arbeitslohns vorgeſehen. Der Arbeits⸗ 
lohn war dabei um den Betrag von 39 RM monatlich 
zuzüglich etwaiger dem Arbeitnehmer beſonders be— 
ſcheinigter Werbungskoſten zu kürzen (8 40 Abſatz 3 
Ziffer 2 der Zweiten LSt DO). Die Erhebung dieſer 
Mindeſtlohnſteuer hat ſich nicht bewährt. Sie führte 
zu Härten und wirkte ſich beſonders empfindlich bei 
den kleinſten Lohnempfängern aus. Das führte zu 
gewiſſen Reibungen z. B. bei Grenzgängern. Für das 
Steueraufkommen hatte die Mindeſtlohnſteuer keine 
nennenswerte Bedeutung. Auf ihre Erhebung kann 
daher künftig verzichtet werden. § 40 Abſatz 3 Ziffer 2 
LSt DB lautet unter Anpaſſung an die neu ge⸗ 
ſchaffenen Steuergruppen künftig wie folgt: 


„2. wenn die Vorausſetzungen von Ziffer 1 nicht 
vorliegen: 

a) bei Zahlung von laufendem Arbeitslohn nach 
Spalte 5 der Lohnſteuertabelle (Steuer- 
gruppe III); 

b) bei Zahlung von fonftigen Bezügen nach 
einem Satz von 10 vom Hundert der ſonſtigen 
Bezüge ($ 35 Abſatz 1 Ziffer 3). Die Vor⸗ 
ſchriften des § 35 Abſatz 1 letzter Satz und 
Abſatz 2 gelten entſprechend.“ 


13. fberwachung der Lohnſteueranmeldungen 


9 44 Abſatz 3 der Zweiten LSIDVO gemäß hatte 
das Finanzamt den rechtzeitigen Eingang der Lohn⸗ 
ſteueranmeldungen zu überwachen, erforderlichenfalls 
nach $ 202 der Reichsabgabenordnung zu erzwingen. 
Die Rechtſprechung und die Verwaltungsübung haben 
dazu geführt, daß das Verfahren nach $ 202 der 
Reichsabgabenordnung nicht der ein z ige 


Rechtsbehelf iſt, der dem Finanzamt gegenüber 
ſolchen Arbeitgebern zuſteht, die hinſichtlich der Lohn⸗ 
ſteueranmeldungen ſäumig werden. Es iſt vom 
Reichsminiſter der Finanzen und vom Reichsfinanz⸗ 
hof anerkannt worden, daß gegenüber einem mit der 
Anmeldung ſäumigen Arbeitgeber auch Zuſchläge 
nach 8168 Abſatz 2 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung feſtgeſetzt werden können. Dieſer Rechts- 
lage iſt nunmehr § 44 Abſatz 3 LSt DB angepaßt 
worden. Er lautet wie folgt: 

53) Das Finanzamt hat den rechtzeitigen 
Eingang der Anmeldungen zu überwachen. Es kann 
bei nicht rechtzeitigem Eingang der Anmeldungen 
einen Zuſchlag nach 8 168 Abſatz 2 der Reichs⸗ 
abgabenordnung feſtſetzen, erforderlichenfalls den 
Eingang der Anmeldungen nach & 202 der Reichs · 
abgabenordnung erzwingen.“ 


14. Lohnſteuerhaftung 

Die Rechtsgrundlage für die Lohnſteuerhaftung 
iſt in $ 38 Abſatz 3 EStG 1939 enthalten. § 88 
Abſatz 3 iſt bei der Neufaſſung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes auf Grund von 8 6 des Einfommenfteuer- 
Anderungsgeſetzes vom 17. Februar 1939 neu gefaßt 
worden. Wegen der Gründe für dieſe Neufaſſung 
Hinweis auf Rogge-Oeftering „Das Einkommen— 
ſteuergeſetz 1939“ Abſchnitt 16, DStg 1939 Nr. 9. 
Dieſe Anderung des 8 38 Abſatz 3 EStG 1939 machte 
auch eine Anderung des bisherigen $ 46 Abſätze 1 
und 2 der Zweiten LSt DO erforderlich; 8 46 Ab⸗ 
ſätze 1 und 2 LStꝰDB lautet wie folgt: 


„u) Der Arbeitnehmer iſt beim Lohnſteuer⸗ 
abzug Steuerſchuldner. Der Arbeitgeber haftet aber 
dem Reich für die Einbehaltung und Abführung 
der vom Arbeitslohn einzubehaltenden Lohnſteuer. 
Übereignet der Arbeitgeber ſeinen Betrieb, ſo haftet 
der Erwerber neben ihm für die Lohnſteuer, die ſeit 
dem Beginn des letzten vor der Übereignung liegen- 
den Kalenderjahrs an das Finanzamt abzuführen 
war. 

(2) Der Arbeitnehmer (Steuerſchuldner) wird 
nur in Anſpruch genommen, 

1. wenn der Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig ge- 
kürzt worden iſt, 

2. wenn der Arbeitnehmer weiß, daß der Arbeit- 
geber die einbehaltene Lohnſteuer nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig abgeführt hat und dies dem 
Finanzamt nicht unverzüglich mitteilt, 

3. wenn der Arbeitnehmer die ihm nach § 8 Ab⸗ 
ſatz 5 und § 22 Abſatz 2 obliegende Verpflichtung, 
die Berichtigung der Lohnſteuerkarte zu bean⸗ 
tragen, nicht rechtzeitig erfüllt hat. 


15. Lohnzettel 

Durch § 1 Ziffer 1 Buchſtabe b und Ziffer 4 des 
Einkommenſteuer-Anderungsgeſetzes vom 17. Februar 
1939 ſind die bisherigen Mindeſtpauſchbeträge für 
Sonderausgaben und Werbungskoſten bei der Ver- 
anlagung beſeitigt worden (wegen der Einzel⸗ 
heiten Hinweis auf Rogge-Oeftering „Das Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz 1939“ Abſchnitt 6 Buchſtabe a 
und Abſchnitt 23 DStZ 1939 Nr. 9). Dem mußten 
die Vorſchriften über die Ausſchreibung eines 
Lohnzettels angepaßt werden. Ein ſolcher Lohnzettel 
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mußte bisher nad) § 48 der Zweiten LSIDVOD nur 
für ſolche Arbeitnehmer ausgeſtellt werden, deren 
Arbeitslohn im Kalenderjahr den Betrag von 8400 RM 
überſtiegen hat. Da die Veranlagungsgrenze bei 
8000 RM liegt und die Pauſchbeträge von 2 X 200 
= 400 RM weggefallen find, iſt es künftig erforderlich, 
daß ein Lohnzettel ſchon dann ausgeſchrieben wird, 
wenn der Arbeitslohn eines Arbeitnehmers den Betrag 
von 8000 (ſtatt 8400) AM überftiegen hat. Dies iſt 
durch die Neufaſſung von § 48 OStD künftig 
gewährleiſtet. 


16. Inkrafttreten der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen 


Das Inkrafttreten der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen iſt im $ 58 LStDB geregelt. Dieſe 
Vorſchriften entſprechen inhaltlich dem § 4 des Ein- 
FF und dem 8 51 ESt 

39. 

8 58 LSIDB lautet: 

„Dieſe Durchführungsbeſtimmungen treten am 
1. April 1939 in Kraft. Bei laufendem Arbeits⸗ 
lohn gelten ſie erſtmalig für die Lohnſteuer von 
dem Arbeitslohn, der für einen Lohnzahlungszeit⸗ 
raum gezahlt wird, der nach dem 31. März 1939 
endet. Bei ſonſtigen Bezügen (§ 35) gelten fie erft- 
malig für die Lohnſteuer von den Bezügen, die dem 
Arbeitnehmer nach dem 31. März 1939 zufließen. 
Mit dieſer Wirkung treten ſie an die Stelle der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung des Steuer- 
abzugs vom Arbeitslohn (Zweite Lohnſteuerdurch⸗ 
führungsverordnung) vom 6. Februar 1938 
(RGBl. I S. 149).“ 


Hauptabſchnitt ll 


Auswirkung der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 

beſtimmungen auf die Steuerkarten 1939 

Die durch die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmun⸗ 
gen herbeigeführten Anderungen des Lohnſteuerrechts, 
insbeſondere die Anderung der Tarifvorſchriften und 
die Einſchränkung der abzugsfähigen Sonderaus⸗ 
gaben, konnten bei der Ausſchreibung der Steuer⸗ 
karten für das Kalenderjahr 1939 noch nicht 
beachtet werden. Es war deshalb erforderlich, 
die verwaltungsmäßigen Anordnungen zu treffen, 
um, ſoweit möglich, mit den vorhandenen 
Steuerkarten ohne deren Anderung das Lohn- 
ſteuerabzugsverfahren weiter durchzuführen oder, ſo⸗ 
weit erforderlich, die Anderung der Steuerkarten 
zu veranlaſſen. Dieſe verwaltungsmäßigen Anord⸗ 
nungen ſind in dem verkäuflichen Runderlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 10. März 1939 
S 2220 — 610 III enthalten. 


17. Beſeitigung des ſteuerfreien Betrags wegen 
Beſchäftigung einer Hausgehilfin und wegen bis⸗ 
her abzugsfähiger Kirchenſteuer 
Iſt auf der Steuerkarte 1939 ein ſteuerfreier Be⸗ 

trag wegen Beſchäftigung einer Hausgehilfin oder 

wegen bisher abzugsfähiger Kirchenſteuer eingetragen, 
ſo gelten dieſe Eintragungen noch bei allen 

Lohnzahlungen für ſolche Lohnzah— 

lungszeiträume, die ſpäteſtens am 

31. März 1939 enden. Späteſtens bis zu 

dieſem Zeitpunkt muß der Arbeitnehmer, auf deſſen 


Steuerkarte 1939 wegen Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin oder wegen bisher abzugsfähiger Kirchen⸗ 
ſteuer ein ſteuerfreier Betrag eingetragen iſt, durch 
das Finanzamt ſeines Wohnſitzes ſeine Steuer ; 
karte berichtigen laſſen. Die Berichtigung 
iſt mit Wirkung ab 1. April 1939 durchzu⸗ 
führen. Hinſichtlich des ſteuerfreien Betrags wegen 
bisher abzugsfähiger Kirchenſteuer beſteht eine Berich⸗ 
tigungsverpflichtung nicht ſchlechterdings. Es 
würde eine unverhältnismäßig große Verwaltungs⸗ 
arbeit bedeuten, wenn wegen jedes, auch des ge ⸗ 
ringfügigſten ſteuerfreien Betrags, der 
auf der Steuerkarte wegen abzugsfähiger Kirchenſteuer 
eingetragen iſt, eine Berichtigung der Steuerkarte 
durchgeführt werden müßte. Deshalb iſt vorgeſehen, 
daß die Berichtigungsverpflichtung nur dann be⸗ 
ſteht, wenn bei Ermittlung des auf der Steuerkarte 
1939 eingetragenen ſteuerfreien Betrags Kirchenſteuer 
von mehr als 6,50 RM monatl. berückſichtigt wurde. 


18. Anderung der Tarifſvorſchriften 
Arbeitnehmer auf deren Steuerkarte 
1939 Kinder vermerkt ſind, fallen künftig 
in die Steuergruppe IV. Die Lohnſteuer iſt in dieſen 
Fällen ohne Anderung der Steuerkarte 1939 der⸗ 
jenigen Spalte der neuen Lohnſteuertabelle zu ent⸗ 
nehmen, die der Zahl der Kinder entſpricht, die auf 
der Steuerkarte 1939 beſcheinigt iſt. Arbeitnehmer, die 
infolge der Erweiterung der Kinderermäßigungen (Hin⸗ 
weis auf Abſchnitt 6) Anſpruch auf die Berückſichti⸗ 
gung einer größeren Perſonenzahl als bisher beim 
Lohnſteuerabzug haben, müſſen zu dieſem Zweck ihre 
Steuerkarte durch die Gemeindebehörde entſprechend 
ergänzen laſſen (Hinweis auf Abſchnitt 5). 
Arbeitnehmer, auf deren Steuerkarte 1939 der 
Vermerk „Verheiratet“ enthalten iſt, aber keine 
Kinder vermerkt find, find grundſätzlich nach Steuer- 
gruppe III zu behandeln. Einer Anderung der Steuer. 
karte 1939 bedarf es in dieſen Fällen nicht. Handelt 
es ſich aber um Arbeitnehmer, deren Ehe ſchon 
am 31. Dezember 1932 beſtanden hat, 
ohne daß aus der Ehe ein Kind hervor ⸗ 
gegangen iſt, ſo fallen ſie in Steuergruppe II. 
Sie ſind deshalb verpflichtet, ihre Steuerkarte 1939 
ohne beſondere Aufforderung durch die Gemeinde⸗ 
behörde ihres Wohnſitzes ſpäteſtens bis zum 
3 1. März 1939 berichtigen zu laſſen. Die 
Berichtigung wirkt dann ab dem 1. April 1939. Zur 
Herbeiführung dieſer Berichtigung find ſolche Arbeit- 
nehmer nicht verpflichtet: 
a) wenn die Ehegatten früher wegen eines nichtjüdiſchen 
Stiefkinds Kinderermäßigung gehabt haben, oder 
b) wenn ein Ehegatte das 65. Lebensjahr vollendet 
hat, oder A a 
c) wenn aus einer früheren Ehe eines Ehegatten ein 
nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt, oder 
d) wenn die Ehefrau ein nichtjüdiſches Kind ge⸗ 
en hat, oder 
e) ne = Einkommen der Ehegatten im Kalender⸗ 
jahr 1939 vorausſichtlich den Betrag von 1800 RM 
nicht überſteigen wird, oder 
1) wenn einer der Ehegatten vor dem 2. Januar 1884 
geboren iſt und die Ehegatten im Kalenderjahr 
1937 nicht mehr als 12000 RM Einkommen gehabt 
haben. 
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Arbeitnehmer, auf deren Steuerkarte 1939 ver⸗ 
merkt iſt „Gilt für die Lohnſteuer als ver⸗ 
heiratet“ fallen in die Steuergruppe III. Einer 
Anderung der Steuerkarte 1939 bedarf es dann nicht. 

Arbeitnehmer, auf deren Steuerkarte 1939 ver⸗ 
merkt iſt, „ledig“, „verwitwet“ oder „ge- 
ſchieden“, ohne daß gleichzeitig beſcheinigt iſt, 
„Gilt für die Lohnſteuer als verheiratet“, und ohne 
daß Kinder auf der Steuerkarte vermerkt ſind, fallen 
grundſätzlich in die Steuergruppe I. Dies gilt aber 
nicht: 

a) bei nichtjüdiſchen weiblichen Arbeitnehmern, die 
das 50. Lebensjahr, aber nicht das 65. Lebensjahr 
vollendet haben; dieſes Arbeitnehmer fallen in die 
Steuergruppe II, 

b) bei nichtjüdiſchen männlichen und weiblichen 
Arbeitnehmern, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben; dieſe Arbeitnehmer fallen in die Steuer⸗ 
gruppe III. 

Der Arbeitgeber hat von ſich aus ohne Ande— 
rung der Steuerkarte 1939 im Fall a die Lohnſteuer 
der Steuergruppe II und im Fall b der GSteuer- 
gruppe III zu entnehmen. 

Die bisherige Steuervergünſtigung für ver⸗ 
witwete oder geſchiedene Männer über 50 Jahre aber 
unter 65 Jahren iſt nicht mehr vorgeſehen. Dieſe 
Männer fallen grundſätzlich in die Steuergruppe J. 
Anderſeits iſt aber vorgeſehen, daß verwitwete oder 
geſchiedene Arbeitnehmer, auf deren Steuerkarte 1939 
der Vermerk „Gilt für die Lohnſteuer als verheiratet“ 
nicht enthalten iſt und auch keine Kinder vermerkt 
ſind, auf ihrer Steuerkarte 1939 dann die Steuer⸗ 
gruppe lll beſcheinigt erhalten, wenn aus ihrer Ehe 
ein nichtjüdiſches Kind hervorgegangen iſt oder wenn 
ſie früher wegen eines nichtjüdiſchen Stiefkindes 
Kinderermäßigung gehabt haben. Die Anwendung der 


Steuergruppe III hängt in dieſen Fällen davon ab, 
daß dieſe Arbeitnehmer ihre Steuerkarte 1939 durch 
die Gemeindebehörde ihres Wohnſitzes be richtigen 
laſſen (Eintragung der Steuergruppe III). 


Juden, auf deren Steuerkarte für 1939 
Kinder vermerkt ſind, fallen grundſätzlich in die 
Steuergruppe IV. Der Arbeitgeber hat dann die 
Lohnſteuer grundſätzlich derjenigen Spalte der neuen 
Lohnſteuertabelle zu entnehmen, die der auf der 
Steuerkarte 1939 beſcheinigten Zahl der Kinder ent⸗ 
ſpricht. Handelt es ſich bei den auf der Steuerkarte 
1939 eines Juden vermerkten Kindern um an dere 
Kinder als um nichtjüdiſche eheliche Abkömm⸗ 
linge oder nichtjüdiſche Stiefkinder, ſo iſt der 
Jude ohne beſondere Aufforderung verpflichtet, ſeine 
Steuerkarte 1939 bei der Gemeindebehörde feines 
Wohnſitzes ſpäteſtens bis zum 31. März 1939 berich⸗ 
tigen zu laſſen (Streichung der Kinder, die keine nicht⸗ 
jüdiſchen ehelichen Abkömmlinge oder keine nicht⸗ 
jüdiſchen Stiefkinder ſind, und Eintragung der 
Steuergruppe J, wenn nach Streichung dieſer Kinder 
kein nichtjüdiſcher ehelicher Abkömmling oder kein 
nichtjüdiſches Stiefkind mehr auf der Steuerkarte 
1939 vermerkt bleibt, es ſei denn, daß bei dem Juden 
früher Kinderermäßigung für nichtjüdiſche eheliche Ab⸗ 
kömmlinge oder nichtjüdiſche Stiefkinder in Betracht 
kam). Juden, auf deren Steuerkarte 1939 keine 
Kinder vermerkt ſind, bei denen aber der Vermerk „Ver⸗ 
heiratet“ oder der Vermerk „Gilt für die Lohnſteuer 
als verheiratet“ enthalten iſt, ſind grundſätzlich 
verpflichtet, ihre Steuerkarte 1939 durch die Gemeinde⸗ 
behörde ihres Wohnſitzes ſpäteſtens bis zum 31. März 
1939 berichtigen zu laſſen (Eintragung der Steuer⸗ 
gruppe I). Wegen der Einzelheiten Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt B 2 des Erlaſſes vom 10. März 1931 S 2220 
— 610 III. 


Das Vollstreckungswesen der Finanzämter 


Von Obersteuerinspektor Hugo Müller, 


Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Vortrag 15,*) gehalten an der Reichsfinanzſchule Herrſching: 
Inhalt: 


Das Sicherungsverfahren 
Geſetzliche Grundlagen, 
Zweck und Bedeutung, 
Arten der Arreſte, } 
Die Vorausſetzungen des dinglichen Arreſtes, 
Der Arreſtanſpruch, 
Der Arreſtgrund, 
Die Anordnung des dinglichen Arreſtes, 


A g o = 


Das Sicherungsverfahren 
1. Geſetzliche Grundlagen 
Das Sicherungsverfahren iſt geregelt durch die 
88 378 bis 380 AO und die 8$ 77 bis 79 BeitrO. Die 


8S 77 bis 79 BeitrO enthalten Ergänzungen zu den 
§§ 378 und 379 AD. Sie find ihrem Weſen nach Rechts⸗ 


) Vortrag 7 ſiehe DStZ vom 12. März 1988, Vor⸗ 
trag 8 ſiehe DEZ vom 9. April 1988, Vortrag 9 ſiehe 
DEZ vom 7. Mal 1938, Vortrag 10 ſiehe DStZ vom 11. 
Juni 1938, Vortrag 11 ſiehe DEZ vom 2. Juli 1938, Vor⸗ 
trag 12 ſiehe DSt3 vom 16. Juli 1938, Vortrag 13 fiehe 
DStz3 vom 22. Oktober 1938 und Vortrag 14 ſie DStzg 
vom 7. Januar 1939. 


8. Rechtsmittel gegen die Arreſtanordnung, 

9. Die Vollziehung des dinglichen Arreſtes, 

10. Anwendung oder Beſeitigung der Arreſtvollziehung 
durch Hinterlegung, e 

11. Rechtsbehelfe gegen die Arreſtvollziehung, 

12. Überleitung des Arreſtverfahrens in das Beitreibungs. 
verfahren, 

13. Der perſönliche Arreſt. 


verordnungen (Rechtsnormen im Sinn von 8 2 Abſatz 1 
der Reichsabgabenordnung) und demgemäß für jeder⸗ 
mann bindend, ſoweit ſie nicht durch ſpätere Vorſchriften 
überholt ſind (Hinweis auf den nächſten Abſatz). 

Die 88 378 und 379 AD gelten in der Faſſung der 
Verordnung vom 1. Dezember 1930 (RG Bl. 1 S. 517). 
Durch die Verordnung vom 1. Dezember 1930 ſind im 
§ 378 Abſatz 1 Satz 4 und im 8 379 Satz 4 AD die 
Worte „Beſchwerde an das Finanzgericht“ jeweils er- 
ſetzt worden durch die Worte „Berufung an das Finanz⸗ 
gericht“. Dieſe Anderung der 88 378 und 379 AO iſt 
in der Beitr O noch nicht berückſichtigt. 

Die Vorſchriften der AO und der BeitrO über das 
Sicherungsverfahren ſind wie die Vorſchriften über das 
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Zwangsverfahren den entſprechenden Vorſchriften der 
ZPO (88 916 bis 934) nachgebildet. 


2. Zweck und Bedeutung 

Wir wollen uns den Zweck und die Bedeutung des 
Sicherungsverfahrens an einem Beiſpiel klar⸗ 
machen. 

Wir nehmen an: Bei dem Steuerpflichtigen A 
hat im Juli 1938 eine Betriebsprüfung ſtattgefunden. 
Die Feſtſtellungen des Betriebsprüfers führen voraus⸗ 
ſichtlich zu Einkommenſteuernachforderungen für 1936 
und für 1937 von rund 20000 RM. Das Verhalten 
des Steuerpflichtigen, der ſich ſeinen ſteuerlichen Ver⸗ 
pflichtungen mit allen Mitteln zu entziehen verſucht, 
rechtfertigt die Befürchtung, daß die Beitreibung der 
Steuernachforderungen, die nach dem Ergebnis der 
Betriebsprüfung zu erwarten ſind, nicht mehr mit Erfolg 
möglich iſt, wenn nicht ſofort entſprechende Maßnahmen 
ergriffen werden. 

Iſt in dem Fall die ſofortige Beitreibung des 
Anſpruchs zuläſſig? Nein! Der Anſpruch auf die Nach⸗ 
forderung iſt zwar bereits entſtanden ($3 StAnp®). 
Die Vorausſetzungen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſind aber noch nicht erfüllt. Die 
Vorausſetzungen find, daß ein Leiſtungsgebot 
gegen den Vollſtreckungſchuldner vorliegt und ihm be⸗ 
kanntgegeben iſt, daß die Vollſtreckungsſchon⸗ 
friſt abgelaufen und die Leiſtung fällig iſt 
(Hinweis auf Band 3 der Bücherei des Steuerrechts 
„Das Vollſtreckungsweſen der Finanzämter Teil I" im 
folgenden kurz „Teil I”, Abſchnitt 19 und folgende). 

Das Finanzamt hat aber eine andere Möglich⸗ 
keit, um das Reich in einem ſolchen Fall vor Steueraus⸗ 
fällen zu bewahren. Dieſe Möglichkeit bieten die Vor⸗ 
ſchriften über das Sicherungsverfahren. Sie 
berechtigen das Finanzamt, zur Sicherung von An- 
ſprüchen, die im Zwangsverfahren nach der Reichs⸗ 
abgabenordnung beitreibbar, aber noch nicht 
vollſtreckbar ſind, unter beſtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen einen Arreſt anzuordnen und zu vollziehen oder 
vollziehen zu laſſen. Die Anordnung des Arreſtes 
ſchafft die Grundlage für ſofortige Mahnah- 
men zur Sicherung der dem Reich zuſtehenden 
Anſprüche. 


3. Arten der Arreſte 


Der Arreſt kann gegen das Vermögen oder gegen 
die Perſon des Schuldners gerichtet ſein. Wir unter⸗ 
ſcheiden demgemäß zwei Arten von Arreſten: 

a) den dinglichen Arreſt ($ 378 AO, 88 77 und 
78 Beitr O). Das iſt der Arreſt in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners; 

b) den perſönlichen Arreſt ($ 379 AO, 8 79 
Beitr O). Das iſt der Arreſt gegen die Per⸗ 
ſon des Schuldners. 

Der dingliche Arreſt hat — wie wir noch ſehen 
werden (Hinweis auf Abſchnitt 12) — in der Praris 
eine viel größere Bedeutung als der perſön⸗ 


liche Arreſt. 
4. Die Vorausſetzungen des dinglichen Arreſtes 
Der dingliche Arreſt ſetzt voraus: 
a) einen A rreſtanſpruch. Dazu Hinweis auf 
Abſchnitt 5; 
b) einen Arreſtgrund. Dazu Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6. 


c) Er iſt nur zuläſſig gegen Vollſtreckungſchuldner 
nach Steuer recht (§ 77 Abſatz 1 BeitrO), alſo 
gegen Selbſtſchuldner und gegen Haf⸗ 
tungsſchuldner und gegen Duldungs⸗ 
pflichtige auf Grund der Steuer- 
geſetze (Hinweis auf Teil I Abſchnitte 10 
bis 13) nicht dagegen gegen die nach bürger⸗ 
lichem Recht kraft Geſetzes in Verbindung mit 
8 120 AO Haftenden oder Duldungspflichtigen 
(Hinweis auf Teil I Abſchnitt 14). 


5. Der Arreſtanſpruch 

Ein Arreſtanſpruch iſt gegeben, wenn glaub⸗ 
haft iſt, daß dem Reich ein Anſpruch an eine Lei⸗ 
ſtung zuſteht, die ihrer rechtlichen Natur nach der 
Erzwingung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren nach der Reichsabgabenord⸗ 
nung fähig iſt (Hinweis auf Teil I Abſchnitte 7 
und 8). Es genügt, daß der Anſpruch entſtan⸗ 
den iſt (Hinweis insbeſondere auf 8 3 StAnp und 
auf § 12 Abſatz 3 Satz 1 BeitrO), wenn auch nur als 
bedingter oder betagter (= noch nicht fälliger) 
Anſpruch. Die Fälligkeit der Leiſtung iſt nicht 
erforderlich. Ein zu ſichernder Geldanſpiruch braucht 
auch nicht zahlenmäßig feſtzuſtehen. 

Es iſt im Weſen des Arreſwerfahrens als eines 
vorläufigen Sicherungsverfahrens begründet, daß bei der 
Ermittlung des Arreſtanſpruchs an die Beweis⸗ 
führung keine ſo hohen Anforderungen 
geſtellt werden dürfen, wie bei der Steuerfeſtſetzung im 
ordentlichen Beſteuerungsverfahren (RH vom 28. Fe⸗ 
bruar 1922 II A 52/22). Es genügt anderſeits nicht 
die bloße Möglichkeit des Beſtehens eines An⸗ 
ſpruchs. Der Anſpruch muß glaubhaft ſein. Das 
heißt: Es muß wahrſcheinlich ſein, daß der 
Anſpruch beſteht (Hinweis auf Rr vom 26. Januar 
1938 VI 756/37, RStBl. 1938 ©. 267). 

Der Anſpruch auf eine kriminelle Geld⸗ 
ſtrafe entſteht erſt mit der Rechtskraft des 
Straferkenntniſſes (des Strafbeſcheides oder der Unter⸗ 
werfungsverhandlung). Ein Arreſt zur Sicherung der 
Geldſtrafe iſt daher vor dieſem Zeitpunkt nicht zu⸗ 
läſſig (8 12 Abſatz 3 BeitrO, RH vom 9. Juni 1937 
VIA 35437, RStBl. 1937 S. 755). 

Wegen der vorausſichtlichen Koſten des Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahrens kann der dingliche 
Arreſt ſchon vor Rechtskraft des Straferkennt⸗ 
niſſes angeordnet werden (8 456 AO). 

Zu den dem Reich zuſtehenden Anſprüchen, 
die im Verwaltungszwangsverfahren nach der AD 
erzwingbar find, gehören auch die unter 88 4 bis 7 
AO fallenden öffentlich⸗ rechtlichen Abgaben, 
deren Verwaltung oder Erhebung und Beitreibung den 
Finanzbehörden übertragen ift (Hinweis auf Rö 
vom 14. Mai 1934 Gr. S. D 6/32, NStBL. 1934 S. 613, 
Hinweis auf Teil 1 Abſchnitt 78). Die Anwendung der 
Vorſchriften über das Sicherungsverfahren iſt jedoch 
ausgeſchloſſen bei den unter $ 6 AD fal- 
lenden öffentlichen Abgaben (zum Beiſpiel bei den 
Kirchenſteuern). 


6. Der Arreſtgrund 

Ein Arreſtgrund iſt gegeben, wenn zu beſor⸗ 
gen iſt, daß ohne die Anordnung des 
Arreſtes die Erzwingung der Leiſtung ver⸗ 
eitelt oder weſentlich erſchwert würde. 
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Bei der Prüfung, ob ein Arreſtgrund vorliegt, ſind 
insbeſondere die folgenden Geſichts punkte zu be⸗ 
achten: 

1. Der Arreſt ſoll dem Reich eine Sicherung für 


Ausländereigenſchaft (gerade auch im 
Hinblick auf die Deviſenvorſchriften, Rach vom 
6. Februar 1935 VI A 998/34, RStBl. S. 484 
und vom 26. Januar 1938 VI 756/37, RSthBl. 


einen gegenwärtig noch nicht bollitred- 
baren Anſpruch verſchaffen. Ein Arreſtgrund be⸗ 
ſteht daher nicht, wenn bereits ein Leiſtungs⸗ 
gebot vorliegt, das ſofort vollſtreckbar iſt 
oder wenn die Vollſtreckung auf Grund eines ge⸗ 
jeglichen Leiſtungsbefehls j ofort zuläffig ift. In 
dem Fall kann der durch den Arreſt verfolgte 
Zweck ohne weiteres durch Voll ſtreckung auf 
Grund des Leiſtungsgebots (Leiſtungs⸗ 
befehls) erreicht werden. 


S. 267) oder ſteuerunehrliches Ber. 
halten für ſich allein (NFH vom 3. April 
1935 VI A 21935, RStBl. S. 694) zur Be⸗ 
gründung eines Arreſtes ausreichen. 


Beiſpiele: 


Die Beſorgnis der Gefährdung der Zwangsvoll⸗ 


ſtreckung kann nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs zum Beiſpiel durch die folgenden Umſtände 
begründet ſein: 


5 1. dadurch, daß in einem Strafverfahren weſent⸗ 
Ein ſofort vollſtreckbares Leiſtungsgebot 5 5 x 

liegt nicht vor, wenn das Leiſtungsgebot dem u 1 7 10 an ® uchführung feſt⸗ 
Vollſtreckungſchuldner zwar bekanntgegeben, die geſtellt wer e nlaß au der ® efürcht 2 
Vollſtreckungsſchonfriſt von regelmäßig geben. daß der Steuerpflichtige ſich feinen ft * 
einer Woche ($ 326 Abſatz 5 AD, Hinweis auf lichen Verpflichtungen zu entziehen 
Teil I Abſchnitt 27) aber noch nicht abge- trachte; A: . 
laufen oder die Leiſtung noch ni cht fällig 2. dadurch, daß der Steuerpflichtige n ach M itteln 
ift (Hinweis auf Teil I Abſchnitt 30). Es kann und Wegen zur Steuerhinterziehung 
daher die Anordnung eines Arreſtes auch noch ſucht und ſich an Steuerhinterziehungen be- 
nach der Bekanntgabe des Leiſtungsgebots — teiligt; 8 
aber nicht mehr nach dem Ablauf der 8. durch das Vorhaben des Steuerpflichtigen, den 


Vollſtreckungsſchonfriſt und dem Eintritt 
der Fälligkeit — in Betracht kommen (Hin⸗ 
weis auf Rich Band 7 S. 341 und vom 6. Fe⸗ 


einzigen noch zur Verfügung ſtehenden 
Wertgegenſtand bis zur Wertgrenze 
zu belaſten; 


bruar 1935 VI A 998/34, RStBl. S. 484). 4. durch verſchwenderiſches Verhalten 
Ein Arreſtgrund fehlt insbeſondere auch, ſo⸗ des Steuerpflichtigen und das Verbren nen 

weit für die Reichsfluchtſteuer und andere der Geſchäfts bücher; 

ſteuerrechtliche Leiſtungen auf Grund des 87 der 5. durch die weſentliche Ver ſchlechterung 


Reichsfluchtſteuervorſchriften (RStBl. 1934 S 599 
und folgende) Sicherheitsleiſtung verlangt und er⸗ 
zwungen werden kann. Wegen der Reichsflucht⸗ 
ſteuer ift im Hinblick auf die 88 4 bis 8 der Reichs- 
fluchtſteuervorſchriften in keinem Fall die 
Anordnung eines Arreſtes erforderli ch oder 
zuläſſig. Durch die erwähnten Vorſchriften iſt 
ſichergeſtellt, daß die Reichsfluchtſteuer nach ihrer 
Entſtehung ſofort beigetrieben und daß 
ſie erforderlichenfalls ſchon vor ihrer Entſtehung 
geſichert werden kann. 


Ob die Beſorgnis einer Vereitelung oder weſent⸗ 
lichen Erſchwerung der Zwangsvollſtreckung be⸗ 
gründet iſt, iſt nach nationalfozialifti- 
ſcher Weltanſchauung zu beurteilen (Sin- 
weis auf § 1 Abſatz 3 StAnp®). Über dieſen 
Grundſatz hinaus laſſen ſich allgemeine Richt⸗ 
linien darüber, welche Umſtände die Beſorgnis 
einer Gefährdung der Zwangsvollſtreckung recht⸗ 
fertigen, nicht aufſtellen. Es kommt auf die Lage 
des einzelnen Falls an. Hervorzuheben iſt 
noch das Folgende: 

a) Es iſt nicht erforderlich, daß der Schuldner 
die Abſicht hat, die Zwangsvollſtreckung zu 
erſchweren oder zu vereiteln. Ebenſo muß ein 
Verſchulden des Schuldners nicht vor⸗ 
liegen. Auch wirtſchaftlich verſtändige 
Maßnahmen können einen Arreſtgrund 
abgeben. 

b) Schlechte Vermögenslage bildet für 
ſich allein nicht ohne weiteres einen ge⸗ 

nügenden Arreſtgrund (Nc vom 8. März 

1922 III A 44/22), fo wenig wie die bloße 


der Vermögensverhältniſſe des Steuer- 
pflichtigen — nicht aber durch ſchlechte Vermö⸗ 
genslage für ſich allein (Hinweis auf Bud) 
ſtabe b oben) —; 


. durch die Weigerung eines im Ausland 


wohnenden Steuerpflichtigen, einen unbe- 
ſtritten geſchuldeten Steuerbetrag 
zu zahlen, wenn aus dieſem Verhalten ge ⸗ 
ſchloſſen werden kann, daß der Steuerpflichtige 
fih auch gegenüber weiteren Steuer- 
anſprüchen des Reichs ablehnend ber- 
halten werde (Rc vom 6. Februar 1935 VI A 
998/34, RStBl. S. 484); 


durch ſteuerunehrliches Verhalten des 


Steuerpflichtigen, wenn es nach den ganzen Um⸗ 
ſtänden glaubhaft iſt, daß der Steuerpflichtige 
auch die Beitreibung noch feftzu- 
ſetzender Steuern ſtören werde (RIS 
vom 3. April 1935 VI A 219/35, RStBl. 
S. 694); 


. dadurch, daß der früher reichsangehörige Voll⸗ 


ſtreckungſchuldner ausgewandert und daß er 
Jude iſt, bei dem angenommen werden 
kann, daß er Mittel und Wege ſuchen 
wird, ſein Inlands vermögen dem Zugriff des 
Reichs zu entziehen (Ach vom 26. Januar 
1938 VI 756/37, RStBl. S. 267). 


7. Die Anordnung des dinglichen Arreſtes 


Es find zwei Abſchnitte des Arreſtverfahrens ſcharf 


zu unterſcheiden: 


a) die Arreſtanordnung und 
b) die Arreſtvollziehung. 
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Die Arreſtanordnung bildet die Grundlage 
der Arreſtvollziehung. 

Die Entſcheidung über die Anordnung des 
dinglichen Arreſtes ſoll wegen der Bedeutung der Sache 
grundſätzlich der Vorſteher des Finanzamts 
(wenn er verhindert ift, ſein ſtändiger Vertreter) treffen. 

Die Anordnung des Arreſtes geſchieht durch eine 
ſchriftliche Arreſtverfügung. 

Die Arreftverfügung muß die im § 77 Abſatz 3 
Beitr O bezeichneten Angaben enthalten. Es gehören 
dazu: 

1. die Bezeichnung des Vollſtreckungſchuld⸗ 
ners, 

2. die Bezeichnung des Arreſtanſpruchs dem 
Grund und dem Betrag nach und die Angabe 
der Tatſachen, aus denen ſich das Beſtehen und 
die Höhe des Arreſtanſpruchs ergibt. 

Mehrere Geldanſprüche müſſen dem Grund 
und dem Betrag nach geſondert angegeben wer⸗ 
den. Angabe in einem Geſamtbetrag iſt unzuläſſig. 
(Beiſpiel: Es darf nicht heißen: „Umſatz⸗, Ein⸗ 
kommen- und Vermögenſteuer von 20 000 AM”, ſon⸗ 
dern es muß heißen: „Umſatzſteuer von 10000 RM, 
Einkommenſteuer von 9 000 AM, Vermögenſteuer 
von 1000 RM“.) Der Schuldner muß erſehen 
können, wie ſich der Arreſtanſpruch zuſammen⸗ 
legt; 

3, die Angabe der Tatſachen, aus denen ſich ein 
Arreſtgrund ergibt; 

4. den Ausſpruch, daß zur Sicherung des 
Arreſtanſpruchs der dingliche Arreſt 
in das Vermögen des Vollſtreckungſchuldners ange⸗ 
ordnet wird, und die Angabe der Arreſtſumme, 
das heißt eines Geldbetrags, bis zu deſſen 
Höhe der Arreſt vollzogen werden kann. 

Fehlt die Angabe der Arreſtſumme, ſo gilt die 
Hinterlegungsſumme (Hinweis auf Zif⸗ 
fer 5) al3 Arreſtſumme. 


Ein Leiſtungsgebot (Zahlungsaufforderung) 
darf in die Arreſtverfügung nicht aufgenommen 
werden; 


5. die Angabe der Hinterlegungsſumme, das 
heißt eines Geldbetrags, durch deſſen Hinterlegung 
der Vollſtreckungſchuldner die ESinſtellung der 
Arreſtvollziehung und die Aufhebung 
der bereits erfolgten Vollziehungsmaßnah⸗ 
men — nicht aber die Beſeitigung der Arreſt⸗ 
anordnung — erreichen kann (Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 10). 

Die Hinterlegungsſumme muß ſo bemeſſen 
werden, daß ſie für die zu ſichernden Haupt⸗ und 
Nebenanſprüche Deckung bietet; 

6. die hand ſchriftliche Unterſchrift des Vorſtehers 
des Finanzamts oder ſeines ſtändigen Vertreters. 


Eine Rechtsmittelbelehrung ſoll in 
der Arreſwerfügung enthalten fein. Sie iſt aber nicht 
erforderlich, da es an einer entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift hierüber fehlt. Die Rechtsmittel frift wird da- 
her auch in Lauf geſetzt, wenn die Rechtsmittel⸗ 
belehrung fehlt oder unrichtig erteilt iſt (S 77 Ab⸗ 
ſatz 4 Beitr O). 

Die Arreſtverfügung iſt dem Vollſtreckungſchuld⸗ 
ner bekanntzugeben. Sie ſoll regelmäßig zu⸗ 
geftellt werden. Die Bekanntgabe kann aber auch 
formlos, insbeſondere mündlich erfolgen (8 77 


Abſatz 5 Beitr O). — Die Vollziehung des Arreſtes ſetzt 
die vorherige Bekanntgabe der Arreſtverfügung nicht 
voraus. Dazu Hinweis auf Abſchnitt 9. 

Die Arreſtverfügung kann unter den Vorausſetzun⸗ 
gen des § 93 AO (zum Beiſpiel wenn die Umſtände, aus 
denen ein Arreſtgrund angenommen worden iſt, ſich ge⸗ 
ändert haben) zurückgenommen werden. Die Auf⸗ 
hebung iſt dem Schuldner bekanntzugeben. Gegen die 
Ablehnung eines Antrags auf Aufhebung der Arreſtver⸗ 
fügung iſt lediglich die Beſchwerde (88 237, 308, 
304 AD) gegeben (8 77 Abſatz 6 BeitrO). 


8. Rechtsmittel gegen die Arreſtanordnung 


Gegen die Arreſtanordnung — nicht aber 
gegen die Arreſtvollziehung (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 11) — iſt die Berufung an das Finanzgericht 
(88 261 bis 284 AO), gegen die Berufungsentſcheidung 
des Finanzgerichts iſt die Rechtsbeſchwerde an 
den Reichsfinanzhof (88 285 bis 298 AD) gegeben 
(8 378 Abſatz 1 Satz 4 AO, § 77 Abſatz 4 BeitrO). 


9. Die Vollziehung des dinglichen Arreſtes 


Durch die Anordnung des Arreſtes für ſich allein 
wird der Zweck des Arreſtes nicht erreicht. Zur Arreſt⸗ 
anordnung muß die Arreſtvollziehung noch 
hinzukommen. Erſt ſie verſchafft dem Steuergläubiger 
die gewünſchte Sicherung. 

Die Vollziehung des Arreſtes iſt Sache der Voll⸗ 
ſtreckungſtelle und ihrer Vollziehungsbe⸗ 
amten. 

Sie wird durch die Einlegung eines 
Rechtsmittels gegen die Arreſtverfügung (Hinweis 
auf Abſchnitt 8) nicht aufgehalten (8 78 Abſatz 1 
Beitrd). 

Sie erfolgt 8 378 Abſatz 2 AO gemäß 

a) in das bewegliche Vermögen durch Pfän⸗ 
dung (§ 930 ZPO), 

b) in Grundſtücke und grundſtücksgleiche 
Rechte durch Eintragung einer Siche- 
rungshypothek (68 932 ZPO). 

Für Schiffe, die im Schiffsregiſter eingetragen ſind, 
gilt die Sonder vorſchrift des 8 931 3 O. 

Die für die Zwangsvollſtreckung geltenden 
Grundſätze und Vorſchriften (S 325 und folgende AO) 
find auf die Vollziehung des Arreſtes entſprechend 
anzuwenden, ſoweit ſie mit dem Weſen 
und dem Zweck des Arreſtes vereinbar 
find (8 378 Abſatz 2 AO, § 78 Abſatz 1 Beitr O). — Das 
Weſen und der Zweck des Arreſtes bedingen insbeſon⸗ 
dere die folgenden Abweichungen: 

1. Es find keine Maßnahmen zuläſſig, die über 
den Sicherungszweck des Arreſtes hinaus zur Be⸗ 
friedigung der durch den Arreſt geltend gemach⸗ 
ten Anſprüche führen. Pr 1 

Es dürfen demgemäß zum Beiſpiel gepfändete 
bewegliche Sachen nicht verwertet, ge⸗ 
pfändete Forderungen nicht eingezogen 
werden. Unzuläſſig iſt meines Erachtens bei Arreſt⸗ 
pfändungen auch der Ausſpruch der Einziehungs⸗ 
befugnis in der Pfändungsverfügung. Denn er ſtellt 
eine Maßnahme zur Verwertung der gepfändeten 
Forderung dar. Es kann aber von dem Drittſchuld⸗ 
ner Hinterlegung bei Fälligkeit feiner Schuld 8 1281 
BGB gemäß verlangt werden ($ 378 Abſatz 2, 
8 344 AO). 
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Eine Ausnahme gilt für leichtverderb⸗ 
liche Sachen und Sachen, deren Aufbewahrung 
unverhältnismäßige Koſten verurſacht. 
Sie können verwertet werden, der Erlös iſt aber zu 
hinterlegen ($ 930 Abſatz 3 ZPO). Auch ge⸗ 
pfändetes Geld muß hinterlegt werden (8 930 
Abſatz 2 ZPO). 

In ein Grundſtück kann der Arreſt nur durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek, 
nicht durch Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung vollzogen werden (8 932 
ZPO). 

2. 8 326 Abſatz 5 AO (Beginn der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung nicht vor Bekanntgabe des Leiſtungsgebots und 
Friſtablauf von einer Woche) und § 341 AO (Mah⸗ 
nung) gelten für die Arreſtvollziehung nicht. Sie 
ſind mit dem Zweck des Arreſtes, eine ſofortige 
Zugriffsmöglichkeit zu ſchaffen, nicht verein ⸗ 
bar. Der Arreſt kann vollzogen werden, be⸗ 
vor die Arreſtanordnung dem Schuldner bekannt- 
gegeben worden iſt. Die Vollziehung iſt jedoch 
ohne Wirkung, wenn die Bekanntgabe nicht 
innerhalb einer Woche nach der Voll— 
ziehung und binnen einem Monat nach 
der Anordnung des Arreſtes erfolgt (8 78 
Abſatz 2 Beitr O, Hinweis auch auf § 929 ZPO). 


10. Abwendung oder Beſeitigung der Arreſtvollziehung 
durch Hinterlegung. 

Hinterlegt der Vollſtreckungſchuldner oder ein 
Dritter die in der Arreſtverfügung bezeichnete Hinter- 
legungsſumme (Hinweis auf Abſchnitt 7 Ziffer 5), 
ſo führt das zur Einſtellung der Arreſtvoll- 
ziehung und zur Aufhebung der bereits erfolgten 
Vollziehungs maßnahmen ($ 378 Abſatz 1 
Satz 3 AO). Die Vollſtreckungſtelle hat fo zu verfah- 
ren, wie wenn im Vollſtreckungsverfahren der beizutrei⸗ 
bende Betrag nachträglich bezahlt worden iſt (Hinweis 
auf 8 55 Abſatz 3 Nummer 3 und 8 78 Abſatz 4 BeitrO). 

Die Arreſtanordnung (das heißt der Ar reſt 
ſelbſt) wird durch die Hinterlegung der Hinterlegungs⸗ 
ſumme nicht beſeitigt (Hinweis auf RF H vom 
3. April 1935 VI A 21935, RStBl. S. 694). 


11. Rechtsbehelfe gegen die Arreſtvollziehung 

Gegen Maßnahmen zur Vollziehung des 
Arreſtes hat der Betroffene die Rechtsbehelfe, 
die dem Vollſtreckungſchuldner und dem 
Dritten gegen die Ausführung der Zwangsvoll- 
ſtreckung zuſtehen (dazu Hinweis auf Vortrag 13, 
DStZ vom 22. Oktober 1938). Er kann alſo insbeſon⸗ 
dere Beſchwerde erheben (88 237, 303, 304 AD). 
Der Dritte kann unter den Vorausſetzungen der 
88 328 und 346 AD feine Rechte auch durch Klage 
geltend machen (RH vom 16. Februar 1922 III A 
21/22). — Berufung und Rechtsbeſchwerde 
wie gegen die Anordnung des Arreſtes ſind gegen die 
Vollziehungsmaßnahmen nicht zuläſſig. 


12. Überleitung des Arreſtverfahrens in das Beitrei ; 
bungsverfahren 
Durch das Arreftverfahren wird das Veſteuerungs⸗ 
verfahren bezüglich der geſicherten Anſprüche nicht unter⸗ 
brochen. Sind die Leiſtungsgebote erlaſſen und die An- 
ſprüche fällig geworden, fo kann das Arreſtverfahren in 
das Beitreibungsverfahren übergeleitet werden. 


Das heißt: Die im Arreſtverfahren erlangten Sicher⸗ 
heiten können zugunſten der geſicherten Anſprüche (auch 
zugunſten anderer vollſtreckbarer Anſprüche) verwertet 
werden. Mit der Verwertung darf erſt be⸗ 
gonnen werden, wenn ſeit dem Tag, an dem die Ver⸗ 
wertungsordnung dem Vollſtreckungſchuldner be⸗ 
kanntgegeben worden iſt, mindestens eine 

Woche verſtrichen iſt (8 381 AO, 8 78 Abſatz 5 BeitrO, 

Ric vom 6. Februar 1935 VI A 998134, RStBl. 1935 

S. 484). 

13. Der perſönliche Arreſt 

Der perſönliche Arreſt unterliegt den folgenden 
beſonderen Veſchränkungen: 

1. Er darf nur angeordnet werden, wenn der 
Sicherungszweck durch die Anordnung 
und Vollziehung des dinglichen Arreſtes 
nicht erreicht wird ($ 379 Satz 1 AO, 8 79 Abfatz 1 
Ziffer 2 Beitr O). Dieſe Vorausſetzung iſt nur in 
ſeltenen Ausnahmefällen gegeben, jo daß der perſön⸗ 
liche Arreſt nicht oft vorkommt. 

2. Er iſt unzuläſſig wegen der Koſten eines 
Verwaltungsſtrafverfahrens (8 456 
AO, 8 79 Abſatz 1 Ziffer 1 BeitrO). Wegen dieſer 
Koſten kann demgemäß nur der dingliche Arreſt 
angeordnet werden. 

3. Die Arreſtanordnung bedarf der Beſtätigung 
des Oberfinanzpräſidenten. 

Sie tritt außer Kraft, wenn die Beſtäti⸗ 
gungsverfügung nicht binnen drei Tagen 
(vom Ablauf des Tages der Arreſtanordnung an ge 
rechnet) erlaſſen wird ($ 379 Satz 3 AO, 8 79 Ab⸗ 
ſatz 2 Beitr O). 

Von den vorſtehenden beſonderen Beſchränkungen 
abgeſehen find die Vorausſetzungen des per- 
ſönlichen Arreſtes die gleichen wie die des ding 
lichen Arreſtes. 

Auch die für die Anordnung des ding 
lichen Arreſtes geltenden Grundſätze ſind auf den 
perſönlichen Arreſt entſprechend anzu- 
wenden. — Eine Arreſtſumme (Hinweis auf 
Abſchnitt 7 Ziffer 4) iſt in der Arreſtanordnung nicht 
anzugeben (§ 79 Abſatz 1 Ziffer 3 Beitr). 

Die Vollziehung des perſönlichen Arreſtes iſt 
nicht Sache des Finanzamts. Sie obliegt auf Er⸗ 
ſuchen des Finanzamts dem Amtsgericht des 
Wohnorts oder des Aufenthaltsorts des Vollſtreckung⸗ 
ſchuldners. Das Amtsgericht beſtimmt auch die Voll⸗ 
ziehungs maßnahmen (Haft, Entziehung der Aus⸗ 
weispapiere, ſonſtige Freiheitsbeſchränkungen, § 379 letz⸗ 
ter Satz AD, 8 79 Abſatz 4 BeitrO, 8 933 ZPO). 

Die Vollziehung des perſönlichen Arreſtes hat die 
Bekanntgabe der Arreſtanordnung nicht 
zur Vorausſetzung. Es gelten in dieſer Hinſicht 
für den perſönlichen Arreſt die gleichen Grund⸗ 
ſätze, wie für den dinglichen Arreſt (Hinweis auf 
Abſchnitt 9 Abſatz 5 Ziffer 2). Die Vollziehung des 
perſönlichen Arreſtes iſt auch zuläſſig, bevor die Arreſt⸗ 
anordnung vom Oberfinanzpräſidenten beſtätigt iſt. 
Wird die Beſtätigung verſagt oder nicht recht⸗ 
zeitig erteilt, ſo hat das Finanzamt unverzüglich die 
Aufhebung der zur Vollziehung des Arreſtes ge- 
troffenen Maßnahmen zu veranlaſſen. Der Vollſtrek⸗ 
kungſchuldner iſt gleichzeitig davon in Kenntnis zu 
ſetzen, daß die Arreſtverfügung außer Kraft getreten iſt 
(8 79 Abſatz 3 Beitr O). 


Feist aur Abgabe 
der Einkommensteuererkläcung 


Die Friſt für die Abgabe der Einkommenſteuer⸗ 
erklärung und der Körperſchaftſteuererklärung iſt am 
28. Februar 1939 abgelaufen. In beſonders gelagerten 
Einzelfällen iſt die Friſt ausnahmsweiſe bis zum 
31. März 1939 verlängert worden. Nach einer Preſſe⸗ 
notiz des Reichsminiſters der Finanzen kann Friſt⸗ 
verlängerung über den 31. März 1939 hinaus grund⸗ 
ſätzlichnicht gewährt werden. Es iſt zwecklos, weitere 
Anträge auf Friſtverlängerung zu ſtellen. Gul. 


Zum neuen Einkommensteueceecht 


Verſchiedene Anfragen laſſen erkennen, daß noch 
Unklarheiten über die Steuergruppen des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 27. Februar 1939 beſtehen. Ehe⸗ 
paare mit erwachſenen Kindern glauben, daß ſie 
in die neue Steuergruppe II fallen und daher mehr 
Einkommenſteuer bezahlen müßten als bisher. Auch 
Ehepaare, deren Kinder geſtorben ſind, rechnen ſich 
zur Steuergruppe II. 

Demgegenüber iſt zu ſagen: 

Verheiratete Perſonen, aus deren Ehe Kinder 
hervorgegangen ſind, fallen nicht in die Steuer⸗ 
gruppe II. Ehepaare, deren Kinder erwachſen ſind, 
fallen daher in die Steuergruppe III. Das gleiche 
gilt für Ehepaare, deren Kinder geſtorben ſind. Die 
genannten Perſonenkreiſe zahlen alſo nach der neuen 
Gruppeneinteilung nicht mehr Einkommenſteuer als 
nach bisherigem Recht. 

Beiſpiele: 

A. Das Ehepaar A hat zwei verheiratete Töchter im 
Alter von 30 und 35 Jahren. Das Ehepaar fällt 
in die Steuergruppe III, nicht in die Steuer⸗ 
gruppe II; 

B. das Ehepaar B hatte ein Kind, das kurz nach der 
Geburt geſtorben iſt. Das Ehepaar fällt in die 
Steuergruppe III, nicht in die Steuergruppe II. 

Gdl. 


Zur Bürgersteuee in Österreich 


und in den sudetendeutschen Gebieten 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zu der 
Bürgerſteuerverordnung für das Land Oſterreich und 
zu der Bürgerſteuerverordnung für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete je einen ausführlichen Runderlaß 
herausgegeben. Die Runderlaſſe ſind im Reichsſteuer⸗ 
blatt 1939 S. 362 und 367 veröffentlicht. 

„Die bezeichneten Runderlaſſe ſtimmen inhaltlich 
weitgehend überein. In ihnen werden einige für 
Oſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete beſonders 
bedeutſame 2 Vorſchriften der Bürgerſteuerverord— 
nungen erläutert. Hervorzuheben iſt, daß ſich der 
Reichsminiſter der Finanzen in dem zu der Bürger⸗ 
ſteuerverordnung für das Land Sſterreich 
ergangenen Runderlaß damit einverſtanden erklärt 
hat, daß in Ausnahmefällen die Verwaktung 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


der Bürgerſteuer im ganzen oder einzelne Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte für das Erhebungsjahr 1989 den 
Landesabgabeämtern übertragen werden. 
In dieſem Erlaß iſt auch klargeſtellt, daß die im 
ehemals öſterreichiſchen Land Ober⸗ 
öſterreich auf Grund der Geſetze vom 9. Juni 1926 
(LGBl. Nr. 54) und vom 30. Januar 1936 (LGBl. 
Nr. 12) für allgemeine Landeszwecke erho bene 
Kopfſteuer ab dem 1. April 1939 nicht 
mehrerhoben werden darf. 

Die beiden Erlaſſe führen zur Beſeitigung der 
aufgetretenen Zweifel aus, daß für das Kalen- 
derjahr 1938 weder im Land Sſterreich noch in 
den ſudetendeutſchen Gebieten eine Verpflichtung zur 
Einbehaltung der Bürgerſteuer im Abzugsver⸗ 
fahren beſtanden hat, wenn der Arbeitnehmer, der 
am 10. Oktober 1937 in einer Gemeinde des Altreichs⸗ 
gebiets einen Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) 
hatte, dem Arbeitgeber eine Steuerkarte vorgelegt 
hat, auf der Bürgerſteuer angefordert war. Auch für 
das erſte Vierteljahr 1939 iſt bei den Steuer⸗ 
pflichtigen, die am 10. Oktober 1938 in einer Ge⸗ 
meinde des Altreichsgebiets ihren Wohnſitz (gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt) hatten, Bürgerſteuer n icht ein⸗ 
zubehalten, weil das Abzugsverfahren bei der Bürger⸗ 
ſteuer in Oſterreich und in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten erſt zum 1. April 1939 eingeführt ſei. Erſt von 
dieſem Zeitpunkt ab hat der Arbeitgeber bei Steuer⸗ 
pflichtigen, die ihm eine von einer Gemeinde des 
Altreichsgebiets ausgeſtellte Steuerkarte vorlegen, auf 
der Bürgerſteuer angefordert iſt, den Steuerabzug 
vorzunehmen. Die vierte Seite der Steuerkarte 
tritt inſoweit an die Stelle des in den beiden 
Bürgerſteuerverordnungen vorgeſehenen Einbehal⸗ 
tungsbeſcheids. O 


Steuerliche Auskunftsptlicht 

Die Steueraufſicht der Finanzbehörden erſtreckt 
ſich nicht bloß auf die Frage, ob unmittelbar Steuern 
verkürzt ſind, ſondern auch darauf, ob das Steuer⸗ 
aufkommen und die Gerechtigkeit und Gleichmäßigkeit 
der Veranlagung durch die ordnungswidrige Tätigkeit 
ungeeigneter Perſonen als Steuerberater oder Helfer 
in Steuerſachen gefährdet fein könnte. Um den finanz- 
behördlichen Obliegenheiten zur Durchſetzung der 
ſteuerpolizeilichen Vorſchriften Genüge zu leiſten, iſt 
das Finanzamt bei Ausübung der Steueraufſicht be⸗ 
rechtigt, von den Steuerpflichtigen gemäß 8 179 AD 
Auskünfte hinſichtlich der Mitwirkung von Steuer- 
beratern bzw. Helfern in Steuerſachen zu verlangen. 
Der Steuerpflichtige iſt daher ber- 
pflichtet, bei Rückfragedem Finanzamt 
anzugeben, von wem er beraten worden 
iſt, wer die Schriftſätze verfaßt hat 
und inwiewert dee Hilfe bsw. Be⸗ 
ratung entgeltlich oder unentgeltlich 
geſchehen iſt. Dieſe Auskunftspflicht wird auch 
nicht dadurch eingeſchränkt, daß es ſich um Schriftſätze 
in einem Rechtsmittelverfahren handelt, die von dem 
Steuerpflichtigen ſelbſt unterſchrieben worden ſind 
(Urteil des RF vom 18. 1. 1939 VI 21/9, RStBl. 
1939 S. 225). Br. 
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Geld, Kredit und ölfentliche Finanzen 
Reichsgeſetzliche Krankenverſicherung im vierten 


Vierteljahr und im Kalenderjahr 1938. Die Zahl 
der Mitglieder betrug (ohne Erſatzkaſſen): 


Ende Oktober 18 21 552 000 
Ende November 1988. 21 505 000 
Ende Dezember 1938 20 820 000 
Jahresdurchſchnitt 193 20 242 000 
Jahresdurchſchnitt 19333. 21 057 000, 


Für die Einnahmen und Ausgaben 
ergibt ſich das folgende Bild (in Millionen Reichs⸗ 
mark): 

Oktober November Dezember 
159,38 


Geſamteinnahmen 139,9 139,2 148,2 
Sejamtausgaben ........ 140,2 131,0 146,5 
Einnahme oder 

Ausgabeüberſchuß — 0,3 ＋ 8,2 Ar lat 


Im Jahr 1938 betrugen die Geſamteinnahmen 
der Pflichtkrankenkaſſen 1 569,2 Millionen Reichsmark, 
die Geſamtausgaben 1 548,8 Millionen Reichsmark, 
der Einnahmeüberſchuß 20,4 Millionen Reichsmark. 


Bank der Deutſchen Arbeit. Der Umſatz der Bank 
nahm im Jahr 1938 gegenüber dem Vorjahr um 
56 v. H. zu. Der Reingewinn von 3,93 Millionen 
Reichsmark (im Vorjahr 1,55 Millionen Reichsmark) 
ſoll zur inneren Stärkung des Betriebs verwendet 
werden. Vorbildlich ſind die ſozialen Leiſtungen für 
die Gefolgſchaft. 


Vieefahresplan 

Aufhebung gewerblicher Mindeſtpreiſe in der 
Oſt mark. Die Preisbildungsſtelle beim Reichsſtatthalter 
in Sſterreich hat eine Reihe von Mindeſtpreiſen, die 
aus früheren Zeiten bei verſchiedenen Gewerben 
beſtanden, aufgehoben. Damit ſind alle gewerblichen 
Mindeſtpreiſe, mit Ausnahme derjenigen für das 
photographiſche Gewerbe und die Spitzenklöppelei in 
Vorarlberg, beſeitigt. 


Errichtungsſperren für das Sudetenland. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter hat am 21. Fe⸗ 
bruar 1939 eine Anordnung erlaſſen. Danach 
ſind die Mehrzahl der im Altreich beſtehenden, auf 
Grund des Geſetzes über die Errichtung von Zwangs⸗ 
kartellen erlaſſenen Errichtungsverbote und Erweite⸗ 
rungsverbote auf die ſudetendeutſchen Gebiete aus⸗ 
gedehnt worden. Die Anordnung wird im Reichs— 
anzeiger veröffentlicht. 


Induſtrielle Fettverſorgung in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten. Die überwachungsſtelle 
für induſtrielle Fettverſorgung veröffentlicht eine 
Anordnung Nr. 18. Danach wird ein Teil der 


im Altreich geltenden Bewirtſchaftungsvorſchriften in 
den ſudetendeutſchen Gebieten eingeführt. Der Verkehr 
mit techniſchen, pflanzlichen und tieriſchen Olen und 
Fetten iſt im weſentlichen den Verhältniſſen im Alt⸗ 
reich angepaßt worden. Die Erzeugung iſt auf die 
Verarbeitungsmenge früherer Jahre beſchränkt worden. 


* 


Rohſtoffgewinnung aus Nebenerzeugniſſen des 
Waldes. Der Beauftragte für den Vierjahresplan hat 
am 31. Januar 1939 eine Verordnung zur verſtärkten 
Deckung von Rohſtoffen aus forſtwirtſchaftlichen 
Nebenerzeugniſſen erlaſſen. Danach iſt der Reichs⸗ 
forſtmeiſter ermächtigt worden, in Waldungen jeder 
Beſitzart die Erzeugung, Gewinnung und Verarbeitung 
von Rohſtoffen aus forſtwirtſchaftlichen Nebenerzeug⸗ 
niſſen und deren Bearbeitung zu regeln. Die Ver⸗ 
ordnung iſt mit dem Tag der Verkündung in Kraft 
getreten. 


Anordnung für Sperrholz. Ausländiſche 
Sperrholzplatten in Standardgrößen dürfen im In⸗ 
land nur abgeſetzt werden, wenn die nach Deutſchland 
eingeführten Sperrholzplatten vom Einführer mit 
dem Namen, der Firmenbezeichnung oder der Fabrik⸗ 
marke des Herſtellers und der Güte und Stärke 
gekennzeichnet ſind. Die Stärkeangabe muß in vollen 
Millimetern erfolgen. Die Anordnung iſt im Reichs⸗ 
anzeiger vom 24. Februar 1939 veröffentlicht und tritt 
mit Wirkung ab 1. April 1939 in Kraft. 


Anordnung über Verarbeitung und Abſatz von 
Altpapier. Die Uüberwachungsſtelle für Papier 
hat eine Anordnung Nr. 13 vom 22. Februar 1939 
erlaſſen. Danach ſind die Verarbeiter von Altpapier 
verpflichtet, mit Wirkung ab 1. Februar 1939 2,5 Rpf. 
für je 100 Kilogramm gekauftes oder abgenommenes 
inländiſches Altpapier an die Überwachungsſtelle für 
Papier abzuführen. Das gleiche gilt auch für die 
zugelaſſenen Handelsbetriebe. Die Überwachungsſtelle 
verwendet die aufgekommenen Beträge zur Verbilli⸗ 
gung von Altpapierfrachten nach eigenem Ermeſſen. 
Die Anordnung iſt mit Wirkung ab 25. Februar 1939 
in Kraft getreten und bis 30. Juli 1939 befriſtet. Die 
Anordnung betrifft nicht das Land Oſterreich und die 
ſudetendeutſchen Gebiete. 


Regelung des Abſatzes von inländiſchen Gerb- 
rinden. Die Marktvereinigung der Deut- 
ſchen Forſt- und Holzwirtſchaft hat am 
10. Februar 1939 eine Anordnung Nr. 16 er- 
laſſen. Danach iſt der Abſatz von inländiſchen Eichen⸗ 
gerbrinden und Fichtengerbrinden nur zuläſſig, wenn 
der Käufer bei Kaufabſchluß dem Verkäufer einen 
Einkaufſchein der Martkvereinigung der Deut⸗ 
ſchen Forſt⸗ und Holzwirtſchaft über die dem Einkauf 
entſprechende Menge übergibt. Die Anordnung iſt im 
Reichsanzeiger vom 18. Februar 1939 veröffentlicht 
und mit Wirkung ab 10. Februar 1939 in Kraft 
getreten. 
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Industeie 


Deutſchlands Ausfuhr von Kraftwagen nach 
Lettland, Eſtland, Litauen und Memelland im 
Jahr 1938. Entwicklung in 1000 Reichsmark: 


Perſonen⸗ Laſt⸗ Motor⸗ 

kraftwagen kraftwagen räder 

1937 1938 1937 1938 1937 1938 
eland eg. Bee: 318 e 208 
Gland 292 386 368 223 85 170 
Diane? 280 493 316 690 62 an 
Memelland 145 134 16 50 19 1 


* 


Rohſtahlgewinnung im Januar 1939. Entwicklung 
in 1000 Tonnen: 


rd / 2 057 
Wenders See 2031 
Dezember d ?ð?cꝝ re 1 944 


are, ee: 2 096. 


Arbeitstäglich wurden im Januar 1939 durch⸗ 
ſchnittlich (einſchließlich Schweißſtahl) 80 626 Tonnen 
gegen 74751 Tonnen im Dezember 1938 hergeſtellt. 


Kohlenförderung des Ruhrgebiets im Januar 
1939. Entwicklung in Tonnen: 
Januar bis Dezember 1933 ...... 127 283 595 


Januar 1938 11 004 059 
Januar 1939 11 018 295. 


Welterzeugung von Kunſtſeide und Zellwolle. 
Entwicklung in Tonnen: 


Kalenderjahr 
D re 596 000 
FFC es ² A ER 817 000 
dee e A Mae 867 000 


Dabei iſt zu berückſichtigen, daß die Kunſt⸗ 
ſeidenerzeugung im Jahr 1938 gegenüber 1937 
zum erſtenmal zurückgegangen if. Die 
Zellwollerzeugung iſt dagegen gewaltig 
geſtiegen. Amerika war im Jahr 1938 der 
größte Kunſtſeidenerzeuger der Welt. Japan ſteht 
an zweiter Stelle und Deutſchland an dritter 
Stelle. Bei der Zellwolle ſteht Deutſchland ſeit 
zwei Jahren an der Spitze der Zellwolle erzeugenden 
Länder. 


Verkehr 


37. Hamburger Textil⸗Muſtermeſſe. Die „37. Ham⸗ 
burger Muſtermeſſe“, die am 26. Februar 1939 ab⸗ 
gehalten wurde, übertraf alle bisherigen Veranſtaltun⸗ 
gen dieſer Art. Die Zahl der Ausſteller und der 


Beſucher war größer als je zuvor. Auch das Ausland 
war erſtmals vertreten. 
* 


Gewerblicher Perſouenverkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen. Der Reichsverkehrsminiſter hat durch die 
Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunter⸗ 
nehmen im Perſonenverkehr vom 13. Februar 1939 
(RGBl. I S. 231) die zur Sicherheit des gewerblichen 
Perſonenverkehrs mit Kraftfahrzeugen notwendigen 


Vorſchriften erlaſſen. Die Verordnung ſchreibt für die 
Lenker von Fahrzeugen im gewerblichen Perſonen⸗ 
verkehr neben dem Führerſchein einen beſonderen 
Ausweis (Omnibus⸗ und Droſchkenführerſchein) vor. 
Die zur Perſonenbeförderung benutzten Omnibuſſe. 
Laſtkraftwagen und Kraftdroſchken müſſen laufend 
beſonderen Prüfungen über ihre Betriebsſicherheit 
unterworfen werden. 


Arbeit und Soziales 

Verordnung zur Erhöhung der Förderleiſtung 
und des Leiſtungslohnes im Bergbau. Durch eine Ver⸗ 
ordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan 
Miniſterpräſident Generalfeldmarſchall Göring zur 
Erhöhung der Förderleiſtung und des Leiſtungslohnes 
im Bergbau vom 2. 3. 1939 (RGBl. J S. 482) wird die 
Schichtzeit der Untertagearbeiter um 45 Minuten, jedoch 
nicht über 8 Stunden 45 Minuten hinaus, verlängert. 
Die im Schicht⸗ und Zeitlohn Beſchäftigten erhalten den 
entſprechenden Lohnanteil für die verlängerte Arbeits⸗ 
zeit. Dieſem wird ein Mehrarbeitszuſchlag von 
25 v. H. hinzugefügt. Das bedeutet für die Untertage⸗ 
arbeiter eine Erhöhung ihrer Schichtverdienſte um 
rund 12 v. H. So wird der ſogenannte Hauerdurch⸗ 
ſchnittslohn im Ruhrgebiet von ſeinem jetzigen Stand 
von 7,71 RM auf 8,61 RM gehoben werden. Auch 
bei den über Tage beſchäftigten Arbeitern ſoll die 
Verlängerung der Arbeitszeit mit dem entſprechenden 
Lohnanteil zuzüglich 25 v. H. Mehrarbeitszuſchlag ab⸗ 
gegolten werden. Da hier die Arbeitszeit in aller 
Regel 9 Stunden bei zehnſtündiger Schichtzeit beträgt, 
wird eine Mehrarbeit von 45 Minuten zu einer Lohn⸗ 
verbeſſerung aller Schicht⸗ und Stundenlöhner um 
10,5 v. H. führen. 


Beſondere Vorſchriften gelten für die im Akkord 
(Gedinge) beſchäftigten Arbeiter. Für die Gedinge⸗ 
bemeſſung mußten neue Grundlagen aufgeſtellt wer⸗ 
den, um das Ziel der Verordnung zu verwirklichen. 
Hier iſt ein Sonderzuſchlag von 200 v. H. eingeführt 
worden für diejenige zuſätzliche Leiſtung, die über 
die in der verlängerten Schicht zu verlangende Regel⸗ 
leiſtung hinausgeht. 


Mit Rückſicht auf die eingetretene Verlängerung 
der täglichen Arbeitszeit ſollen die Über- und Neben⸗ 
ſchichten ſoweit wie möglich abgebaut werden. Die 
Verordnung beſtimmt, daß produktive Überſchichten 
vermieden werden ſollen. Dadurch werden dem Berg⸗ 
mann der Feierabend und der Sonntag geſichert. 


Bisher war die Gewährung der Alterspenſion 
und des Altersruhegeldes an die Vorausſetzung ge⸗ 
knüpft, daß der Penſionär keine gleichwertige Lohn⸗ 
arbeit mehr verrichtete. Wenn er daher weiterhin 
noch Arbeit verrichten wollte und ſich zu ſeiner Pen⸗ 
fion noch etwas hinzuverdienen wollte, mußte er eine 
Arbeit annehmen, die geringer bezahlt war als ſeine 
bisherige. Um hier dem Bergmann Erleichterungen 
zu geben, iſt nach der Verordnung die Gewährung der 
Penſion nicht mehr an die Vorausſetzung geknüpft, 
daß der Bergmann keine gleichwertige Lohnarbeit 
mehr verrichtet. 


Die neue Verordnung tritt am 1. April 1989 in 
Kraft. 
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Stellungswechſel in wichtigen Wirtſchaftszweigen. 
Der Reichsarbeitsminiſter hat am 10. März 1939 eine 
Durchführungsanordnung zur Verordnung zur Sicher⸗ 
ſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von be⸗ 
ſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung erlaſſen (RGBl. I 
S. 444). Der Verordnung gemäß dürfen Betriebs⸗ 
führer, Arbeiter und Angeſtellte in Betrieben der 
Landwirtſchaft, der Forſtwirtſchaft, des Bergbaues 
(mit Ausnahme des Steinkohlenbergbaues), der chemi⸗ 
ſchen Induſtrie, der Bauſtoffherſtellung und der 
Eiſen⸗ und Metallwirtſchaft ihr Arbeitsverhältnis erſt 
kündigen, wenn das Arbeitsamt der Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes zugeſtimmt hat. Eine Kündi⸗ 
gung ohne vorherige Zuſtimmung des Arbeitsamts 
iſt nicht wirkſam. 


Die neuen Vorſchriften gelten nicht nur für 
arbeitsbuchpflichtige Arbeiter und Angeſtellte, ſondern 
auch für Betriebsführer. Sie gelten ſinngemäß auch 
für Familienangehörige, die in Betrieben von Ehe⸗ 
gatten, Eltern, Voreltern oder Geſchwiſtern regel⸗ 
mäßig mithelfen (Landwirtſchaft). 


Die Verordnung läßt Ausnahmen zu, die den 
abeitseinſatzmäßigen Notwendigkeiten und den Er- 
forderniſſen des täglichen Lebens entſprechen. So iſt 
in der Landwirtſchaft keine Zuſtimmung des Arbeits⸗ 
amts erforderlich, wenn ſich die Arbeitskraft in einem 
anderen landwirtſchaftlichen Betrieb vertraglich zur 
Arbeitsaufnahme verpflichtet hat und wenn das neue 
Arbeitsverhältnis ſich unmittelbar an das alte an⸗ 
ſchließt. Auch bei vorübergehend beſchäftigten Ernte⸗ 
kräften und bei den Arbeitskräften, die im Land⸗ 
dienſt, in der Landhilfe oder im weiblichen Pflichtjahr 
tätig ſind, iſt die Zuſtimmung des Arbeitsamts nicht 
erforderlich. Die Zuſtimmung muß in dieſen Fällen 
nur eingeholt werden, wenn eine Perſon vor Ablauf 
der Vertragsdauer aus der Landwirtſchaft aus⸗ 
ſcheiden will. 


Allgemein muß die Zuſtimmung des Arbeits⸗ 
amts nicht eingeholt werden, wenn beide Vertrags» 
teile über die Löſung des Arbeitsverhältniſſes 
einig ſind. 

Die neue Verordnung enthält auch Vorſchriften 
über Beſchränkungen bei der Einſtellung von Arbeits⸗ 
kräften. Die bisherigen Einſtellungsbeſchränkungen 
für Jugendliche unter 25 Jahren, für Metallarbeiter 
und für Arbeiter und techniſche Angeſtellte bei Be⸗ 
trieben der Bauwirtſchaft gelten fort. Darüber hinaus 
iſt angeordnet: Arbeitskräfte, die nach der Ein⸗ 
tragung im Arbeitsbuch zuletzt in Betrieben oder 
Haushaltungen der Landwirtſchaft, der Forſtwirt⸗ 
ſchaft, des Bergbaues (mit Ausnahme des Stein⸗ 
kohlenbergbaues), der chemiſchen Induſtrie, der Bau⸗ 
ſtoffherſtellung oder der Eiſen⸗ oder Metallwirtſchaft 
beſchäftigt waren, dürfen nur mit Zuſtimmung des 
Arbeitsamts eingeſtellt werden. Die Zuſtimmung iſt 
nicht erforderlich zur Einſtellung in einen Betrieb des 
gleichen Wirtſchaftszweigs. Für den Bergbau gilt 
eine Sonderregelung. 


Heilpraktikergeſez. Durch das Geſetz über die 
berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Be⸗ 
ſtallung vom 17. Februar 1939 (RGBl. I S. 251) 
wird die Ausübung der Heilkunde für Perſonen, die 
nicht als Arzt beſtallt ſind, von einer Erlaubnis ab⸗ 
hängig gemacht. Die Erlaubnis wird nur ſolchen 
Perſonen erteilt, die bereits die Heilkunde ausüben 
und beſtimmte Vorausſetzungen erfüllen. In Deutſch⸗ 
land gibt es etwa 5000 Heilpraktiker, die dieſe 
Bedingungen erfüllen. Künftig wird die Erlaubnis 
zur Ausübung der Heilkunde ohne ärztliche Beſtallung 
nur in beſonders begründeten Ausnahmefällen erteilt. 


Ernährung und Landwirtschaft 

Landbeſchaffung für den Bau reichseigener 
Getreidelagerhallen und Speicher. Der Verordnung 
vom 18. Februar 1939 (RG Bl. 1 S. 277) gemäß find 
das Geſetz über die Landbeſchaffung für Zwecke der 
Wehrmacht vom 29. März 1935 und ſeine Durch- 
führungsverordnungen auf die Beſchaffung des Landes 
ſinngemäß anzuwenden, das für die Bauvorhaben des 
Deutſchen Reichs zur Errichtung von Getreidelager- 
hallen und Speichern erforderlich wird. 


Lebenshaltungskosten im Februar 1939 


Die Reichskennziffer für die Lebenshaltungskoſten 
it im Februar 1939 gegenüber Januar 1939 um 
0,1 v. H. auf 125,7 zurückgeangen. Ausgangspunkt 
find dabei die Jahre 1913/14 — 100. Die Richtzahl 
für Ernährung hat ſich um 0,1 auf 121,9 ermäßigt. 
Die Kennziffer für Bekleidung erhöhte ſich um 
02 v. H. auf 132,3. Die Richtzahlen für Heizung und 
Beleuchtung (125,6), für „Verſchiedenes“ (142,1) und 
für Wohnung (121,2) find unverändert geblieben. 


und Wirtschaft des Auslandes 

Abſchreibungsblatt für allgemeine Deviſen⸗ 
beſtimmungen. Die Inhaber allgemeiner Ge⸗ 
nehmigungen müſſen mit Wirkung ab 1. März 1939 
ein „Abſchreibungsblatt“ führen. In das 
Abſchreibungsblatt iſt jede Zahlung einzutragen. Die 
ausgefüllten Abſchreibungsblätter ſind am Schluß des 
Monats bei der Deviſenſtelle, die die all⸗ 
gemeine Genehmigung erteilt hat, einzureichen. Die 
Einreichung der bisherigen Nachweiſungen und 
Zuſammenſtellungen über die Ausnutzung der all⸗ 
gemeinen Deviſengenehmigung iſt nicht mehr erforder⸗ 
lich. Durch dieſe Maßnahme tritt insbeſondere für die 
Ausfuhrfirmen, Tranſithändler und Spediteure eine 
große Arbeitsentlaſtung und Vereinfachung des Ver⸗ 
fahrens ein. 
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